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Vorwort
15-Stunden-Schichten, an sieben Tagen die Woche arbeiten, knapp 300 Arbeitsstunden im Monat, 
keine Lohnfortzahlung im Krankheitsfall (oder gar bei Urlaub) und Kündigungsdrohungen bei 
Beschwerden – und das Ganze für maximal sechs Euro die Stunde. Das klingt nach Arbeitsbedin-
gungen des 19. Jahrhunderts, ist aber Realität im 21. Jahrhundert und mitten in Deutschland. Wie 
der Spiegel kürzlich recherchierte, beschreiben die oben genannten Bedingungen die Realität 
von vielen der (meist osteuropäischen) Werkvertragsarbeiter der Meyer Werft  GmbH & Co. KG 
in Papenburg. Aber auch bekanntere deutsche Unternehmen gerieten mit ihrer Beschäftigungs-
politik immer wieder in den Fokus öffentlicher Kritik. So berichtete der SWR beispielsweise 
über den Automobilhersteller Daimler, dass dieser systematisch „drei Klassen von Arbeitern“ 
beschäftige. Stammbelegschaft, Leiharbeiter und Werkvertragsarbeiter. Alle verrichten die 
gleiche Arbeit, verdienen aber unterschiedlich viel – Leiharbeiter meist zwei Drittel, Werkver-
tragsarbeiter oftmals nur ein Drittel der festangestellten Kollegen. Letztere müssen als Folge 
oftmals mit Hartz-IV-Leistungen aufstocken und – wie ihre Leiharbeiterkollegen auch – bei einer 
Kündigungsfrist von weniger als einer Woche ständig um ihre Weiterbeschäftigung bangen.

Diese Beschreibungen und Bedingungen können als Beispiele für das gelten, was wissen-
schaftliche Studien prekärer und atypischer Beschäftigung oftmals attestieren und was mit 
den Worten des Spiegel-Journalisten Michael Kröger als „Mieser Job, mieses Leben“ prägnant 
zusammengefasst werden kann. Die Auswirkungen atypischer Beschäftigung gehen dabei über 
niedrigeres Einkommen, schlechtere Arbeitsbedingungen und größere Unsicherheit für die 
Betroffenen hinaus; sie reichen bis ins Privatleben hinein, weil Partnerschaften, Familie und 
Freundschaften von den unsteten Arbeitsbedingungen belastet werden. Atypische Beschäfti-
gungsformen, zu denen neben Leih- und Werkvertragsarbeit auch befristete Beschäftigung, 
Teilzeit oder Minijobs zählen, sind dabei in den letzten zwei Jahrzehnten stark angestiegen 
und umfassen heute fast 40 % aller abhängig Beschäftigten. Selbstverständlich machen nicht 
alle der so Beschäftigten die oben genannten Erfahrungen. Trotzdem bleibt die Frage, was die 
Politik, was die Unternehmen und natürlich was die Gewerkschaften und Betriebsräte zur Re-
gelung und zum Schutz dieser Beschäftigtengruppen getan haben, aktuell tun – und was noch 
getan werden muss.

Die Otto Brenner Stiftung ist froh, mit Prof. Berndt Keller einen renommierten Experten 
der Arbeits- und Sozialpolitik Deutschlands für dieses Arbeitspapier gewonnen zu haben. 
Prof. Keller ist Verfasser zahlreicher Untersuchungen, die mit der vorliegenden Studie aufge-
griffen, aktualisiert und ergänzt werden.
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Die Ergebnisse sind ambivalent: Die gewerkschaftliche und betriebliche Interessenver-
tretung erscheint angesichts der zunehmenden Interessendifferenzierung der Arbeitnehmer-
schaft einerseits schwieriger, andererseits aber auch nötiger denn je. Es stimmt positiv, dass 
Gewerkschaften und Betriebsräte – die den Wandel der Beschäftigungsformen nicht initiiert 
haben, aber mit seinen erheblichen Folgen umgehen müssen – diesen Entwicklungen nicht 
hilflos gegenüberstehen. Auch heute gibt es schon Möglichkeiten und praktische Beispiele, wie 
regulierend und im Sinne der Arbeitnehmerschaft eingegriffen werden kann. Demgegenüber 
steht die Erkenntnis, dass es den Arbeitnehmervertretungen nicht nur an Instrumenten und 
(Macht)Mitteln mangelt, was die Reichweite und Wirkung ihres Einsatzes begrenzt, sondern 
auch existierende Handlungspielräume nicht immer konsequent genutzt werden. Darüber hin-
aus arbeiten gerade die atypisch Beschäftigten besonders selten in Betrieben mit Betriebsrat 
oder Tarifvertrag und sind unterdurchschnittlich stark gewerkschaftlich organisiert. Interne 
Dilemmata im Umgang mit diesen  Beschäftigtengruppen, wenn sich beispielsweise die Inter-
essen von Stammbelegschaft und Leiharbeitern diametral gegenüber stehen, kommen hinzu. 

Vor dem Hintergrund dieser Ergebnisse wird deutlich, dass die Arbeitnehmervertretungen – 
neben stärkeren eigenen Anstrengungen – auch weiterhin auf die Schützenhilfe der Politik 
angewiesen bleiben. Notwendig ist, die Gewerkschaften und Betriebsräte tatsächlich mit dem 
nötigen Rüstzeug – wie erweiterten Mitbestimmungsrechten – auszustatten. Kürzlich vorge-
nommene gesetzliche Maßnahmen, wie die Reform des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes, 
bekennen sich zwar zur Eindämmung des Missbrauchs von Werkvertrags- und Leiharbeits-
verträgen. Da sie zugleich aber so viele Schlupflöcher bieten, dass ihre Wirksamkeit mehr als 
fraglich ist, reichen diese Regelungen bei weitem nicht aus.

Wir hoffen, dass unsere Studie einen erkenntnisreichen Beitrag zur Debatte über atypische 
Beschäftigung darstellt. Sollte sie damit einen kleinen Teil dazu beizutragen, dass die anfangs 
genannten Arbeitsbedingungen irgendwann nur noch in Geschichtsbüchern des 19. Jahrhun-
derts, nicht mehr in Zeitungen des 21. Jahrhunderts nachgeschlagen werden können, so hat sie 
ihren Zweck mehr als erfüllt.

Jupp Legrand    Rudolf Luz
OBS-Geschäftsführer  Funktionsbereichsleiter Betriebspolitik IG Metall-Vorstand

Frankfurt/Main, im August 2018
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1 Einleitung und Problemstellung

Atypische Beschäftigungsverhältnisse sind inzwischen weit verbreitet (Bundesregierung 2017). 
Je nach verwendeten Abgrenzungskriterien machen sie bis zu circa 40 Prozent aller abhängig 
Beschäftigten aus (Keller/Seifert 2013). In den vergangenen Jahren behandelten wissenschaft-
liche Analysen und öffentliche Diskurse ihre verschiedenen Probleme. Dabei fanden und fin-
den die Institutionen des Arbeitsmarktes als Rahmenbedingungen – erstaunlicherweise oder 
nicht – kaum Beachtung, während andere Forschungsgegenstände, wie Individual- und Struk-
turmerkmale sowie soziale Risiken beziehungsweise Prekarität, deutlich häufiger behandelt 
werden. Allgemein, das zeigt die bisherige Forschung sehr klar, ist bei der Betrachtung des 
Themas die explizite und durchgängige Unterscheidung der verschiedenen Formen (Teilzeit, 
Mini- und Midijobs, Befristungen, Leiharbeit, Solo-Selbstständigkeit, Werk- und Dienstverträ-
ge) unverzichtbar, was Versuche monokausaler Erklärungen unmöglich macht.

Der Einfluss der Interessenvertretungen als wichtige „Rahmenbedingung“ des Arbeitsmark-
tes steht im Mittelpunkt unserer Übersicht. In Anbetracht der unzureichenden Literatur über 
die Bundesrepublik hinsichtlich dieser Thematik, berücksichtigen wir auch aktuelle Beiträge 
über vergleichbare Länder, ohne eine international vergleichende Analyse im strikten Sinne zu 
beabsichtigen (Kalleberg 2011, 2018).1 Wir stützen uns dabei auf die Forschung zu Arbeitsbe-
ziehungen („industrial relations“) und wählen deren inter- bzw. multidisziplinäre Vorgehens-
weise. Aus Platzgründen werden weder historische Dimensionen (Cella 2012, Cobble/Vosko 
2000) noch kurz-, mittel- und langfristige Prekaritätsrisiken, von denen atypisch Beschäftigte 
überproportional häufig betroffen sind, behandelt (Keller/Seifert 2013). 

Unter den rechtlich-institutionellen Rahmenbedingungen „dualer“ Arbeitsbeziehungen, 
wie sie in Deutschland traditionell gegeben sind, bezieht sich die Frage nach der Interessen-
vertretung sowohl auf Gewerkschaften als auch auf Betriebsräte – die rechtlich unabhängig 
voneinander sind, auch wenn sie faktisch häufig aufeinander bezogen agieren (Keller 2008, 
Müller-Jentsch 2017).2 Wir behandeln nach Voraussetzungen und Bedingungen der Interessen-
vertretung (Kap. 2) zunächst die Politikoptionen der Gewerkschaften, wobei wir die wichtigs-
ten Varianten unterscheiden: Nämlich Tarifverhandlungen (Mesoebene) als klassische Form 
von „joint regulation“ und Lobbying (Makroebene) auf politischer Ebene (Kap. 3). Dann folgen 
Überlegungen zur Organisierung atypisch Beschäftigter (Kap. 4). Anschließend analysieren 

1 Trotzdem lässt sich festhalten: Die Reaktionen der Interessenvertretungen zeigen über mehrere Länder hinweg überraschende Ähnlich-
keiten, ungeachtet erheblicher rechtlich-institutioneller Unterschiede.

2 Demgegenüber stehen „monistische“ Systeme anderer Länder (z. B. Belgien oder Frankreich), in denen die Gremien auf Betriebsebene 
auch formal Teil der Gewerkschaften sind.
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wir die Einflussmöglichkeiten der Betriebsräte auf der Mikroebene (Kap. 5). Fazit und Ausblick 
beschließen den Beitrag (Kap. 6). 

Die Ausgangssituation lässt sich folgendermaßen skizzieren: Gesellschaftspolitischer An-
spruch und offizielles Ziel, welches Industriegewerkschaften als Teil ihrer Legitimationsbasis 
formulieren, ist die Interessenvertretung aller Arbeitnehmer, unabhängig von ihrer Mitglied-
schaft in Gewerkschaften und unter Einschluss der atypisch Beschäftigten sowie der Arbeits-
losen. Faktisch gilt jedoch: „Die Industriegewerkschaften konzentrieren sich betriebs- und 
tarifpolitisch auf gut qualifizierte Beschäftigte. ver.di macht darüber hinaus Politik für prekär 
Beschäftigte“ (Hirschel/Krämer 2016: 20).3

Die Interessenvertretungen stehen somit vor dem Dilemma exklusiver versus inklusiver 
Solidarität (zur Einführung Stichweh/Windolf 2009). Dieses generelle Problem, das sich für 
verschiedene Organisationen und insbesondere Verbände stellt, ist keinesfalls neu. Für die 
Gewerkschaften verschärft es sich durch die Zunahme atypischer Beschäftigungsverhältnisse 
in den vergangenen Jahrzehnten. Auch für die Zukunft ist zu vermuten, dass die Folgen der 
fortschreitenden Digitalisierung in eine ähnliche Richtung wirken werden (Keller/Seifert 2018). 
Die Ausbalancierung gestaltet sich in der Praxis schwierig (Lundy et al. 2006, Ebbinghaus et al. 
2009). Dieses Dilemma stellt sich natürlich auch für Gewerkschaften in anderen Ländern (inter-
national vergleichend: Locke 1995, Ebbinghaus et al. 2009). In Bezug auf die Gruppen atypisch 
Beschäftigter ergeben sich jedoch erhebliche Unterschiede zwischen westeuropäischen Län-
dern (Benassi/Vlandas 2016).

Unterschiedlich ist darüber hinaus auch die Ausprägung des Dilemmas für die verschie-
denen Institutionen des Arbeitsmarktes, zu denen, wie erwähnt, nicht nur Gewerkschaften, 
sondern auch Betriebsräte gehören. Letztere können – zunächst grob formuliert – Strategien 

Exklusive versus inklusive Solidarität bei Gewerkschaften
Exklusive Solidarität bedeutet die Konzentration der Gewerkschaft auf kleine(re) (Mit-
glieder-)Gruppen und die Durchsetzung ihrer partikularistischen Interessen. Dabei wer-
den enger definierte Interessen vertreten. Es gibt somit weniger Schwierigkeiten bei 
deren Vereinheitlichung. Allerdings wird verbandsintern auch weniger Rücksicht auf 
Belange anderer Gruppen genommen, die über weniger Machtressourcen verfügen. 
Inklusive Solidarität versucht, auch die Interessen dieser „schwächeren“ Gruppen zu 
berücksichtigen. 

3 Auch eine international komparative Studie folgert: Gewerkschaften in Deutschland „have largely maintained a sectional focus on pro-
tecting the interests of their shrinking membership base of ‘core’ workers with permanent employment“ (Wright et al. 2016: 346). 
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der Interessenvertretung entweder zugunsten der Stammarbeitnehmer oder aller Beschäftig-
ten „ihres“ Unternehmens unter Einschluss der atypisch Beschäftigten verfolgen; aus diesen 
Entscheidungen entstehen unterschiedliche Folgen (vgl. Kap. 5). Diese Problematiken werden 
im Folgenden eingehender behandelt.
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2 Voraussetzungen und Rahmenbedingungen 
der Interessenvertretung

Seit Mitte der 1980er Jahre, als das Beschäftigungsförderungsgesetz in Kraft trat (Büchtemann 
1989), setzten die jeweiligen Bundesregierungen sukzessiv eine Reihe von Maßnahmen zur 
Deregulierung des Arbeitsmarktes durch. Insbesondere die „Gesetze für moderne Dienstleis-
tungen am Arbeitsmarkt“ (im Folgenden Hartz-Gesetze) der frühen 2000er Jahre verstärkten 
diesen Trend und begünstigten den Ausbau nicht sämtlicher, wohl aber bestimmter Formen 
atypischer Beschäftigung. Hauptsächlich waren es die Erweiterung der geringfügigen Beschäf-
tigung zu Minijobs, die Einführung der Midijobs, die Aufhebung des Synchronisations- und 
Wiedereinstellungsverbots sowie der Wegfall der Beschränkung der Überlassungsdauer bei 
Leiharbeit, die den langfristigen Anstieg atypischer Beschäftigung förderten (zusammenfas-
send: Apitzsch et al. 2015). 

Die Formen atypischer Beschäftigung
Geringfügige Beschäftigungsverhältnisse (Minijobs) sind Tätigkeiten mit monatli-
chen Einkommen von derzeit bis 450 Euro. Diese Einkommen sind für Arbeitnehmer 
weder steuer- noch sozialversicherungspflichtig, Arbeitgeber zahlen 30 Prozent So-
zialversicherungsbeiträge. Minijobs können ausschließlich oder als Nebentätigkeit 
ausgeübt werden. Ihre nach der Deregulierung durch die Hartz-Reformen zunächst 
starke Expansion hat sich seit 2007 abgeflacht und beträgt circa 7,5 Millionen. Die 
Zahl der ausschließlich geringfügig Beschäftigten blieb in etwa konstant und liegt 
bei gut 4,8 Millionen, die Zahl der Minijobs als Nebentätigkeit stieg dagegen. 
Die Hartz-Gesetze führten zwischen Minijobs und sozialversicherungspflichtiger 
Teilzeitbeschäftigung eine „Gleitzone“ für monatliche Einkommen von aktuell zwi-
schen 451 und 850 Euro in Form von Midijobs ein. Die Beschäftigten zahlen niedrige, 
allmählich steigende Sozialversicherungsbeiträge; die Arbeitgeber die normalen 
Beiträge. Die Zahl der Midijobber hat sich auf circa 1,3 Millionen verdoppelt, spielt 
jedoch eine geringere Rolle als Minijobs.
Befristete Beschäftigungsverhältnisse enden zu einem bestimmten Zeitpunkt, ohne 
dass die üblichen Kündigungsschutzregelungen greifen. Diese Form hat langfristig 
auf über 3 Millionen zugenommen (ohne Auszubildende). Deutlich höher liegen die 
Anteile bei neu abgeschlossenen Arbeitsverträgen, von denen fast jeder zweite zu-
nächst befristet ist. Betroffen sind vor allem jüngere Arbeitnehmer beim Eintritt ins 
Erwerbsleben.
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Diese Maßnahmen wirken kumulativ; das heißt sie verändern die „Gelegenheitsstrukturen“ 
für die Unternehmen und vergrößern die Handlungsspielräume des Managements (Martin/
Nienhüser 2002, Nienhüser 2007). Sie ziehen aus der durch atypische Beschäftigungsverhält-
nisse erweiterten internen und externen Flexibilität Vorteile für ihr Human Resource Manage-
ment, vor allem in Form langfristig angelegter Strategien zur Kostensenkung bei zunehmendem 
Wettbewerb (vgl. auch Tabelle 1). 

Leiharbeit (Arbeitnehmerüberlassung) bildet im Gegensatz zu den bisher genannten 
Formen ein dreiseitiges Vertragsverhältnis zwischen Arbeitnehmer, Verleih- und Ent-
leihunternehmen, wobei Arbeits- und Beschäftigungsverhältnis auseinanderfallen. 
Sie hat infolge ihrer Deregulierung durch die Hartz-Gesetze deutlich zugenommen 
auf über 1 Millionen. Leiharbeit ist stärker vom Konjunkturzyklus abhängig als die 
anderen Formen der Beschäftigung.
Solo-Selbstständigkeit bezeichnet Selbstständige ohne weitere sozialversicherungs-
pflichtige Mitarbeiter. Es handelt sich nicht um abhängig Beschäftigte im engeren 
Sinne, sie sind aber häufig ähnlichen Prekaritätsrisiken ausgesetzt und werden 
daher den atypischen Formen zugerechnet. Ihr Umfang hat vor allem in den 1990er 
und frühen 2000er Jahren auf circa 2,5 Millionen zugenommen; zuletzt stagniert die 
Zahl bzw. geht leicht zurück.
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2.1 Zur Entwicklung der Problembehandlung

Lange schenkten Gewerkschaften atypischen Beschäftigungsformen kaum Beachtung, sondern 
ignorierten – abgesehen von Kongressbeschlüssen – ihre Existenz und allmähliche Zunahme 
weitgehend. Wiederholte Forderungen nach dem Verbot und/oder der Abschaffung zielten vor 
allem auf Leiharbeit (Aust/Holst 2006, Pernicka/Aust 2007a). Diese Forderungen waren jedoch 
nicht durchzusetzen und konnten die langfristig deutliche Zunahme nicht verhindern, machten 
aber frühere, leichtere und eventuell erfolgversprechendere Versuche der (Mit-)Gestaltung 
durch Tarifpolitik unmöglich – wie auch der ehemalige Erste Vorsitzende der IG Metall, Detlef 
Wetzel, in seiner Antwort auf die Frage „Wie zukunftsfähig sind die Gewerkschaften?“ später 
einräumte: „Der Mantel der Geschichte kann auch über die Gewerkschaften hinweggehen … 
Auf den Wandel müssen wir genauso schnell reagieren wie die Unternehmen. Ein Beispiel dafür 
ist unsere Position zur Leiharbeit. Bis 2007 haben wir gefordert, sie zu verbieten, bei 800.000 
vorhandenen Leiharbeitskräften war das nicht durchsetzbar, das war ein Ignorieren der Reali-
tät.“ (Wetzel 2015: 7) 

In historischer Sicht lassen sich hinsichtlich der Organisierung atypisch Beschäftigter für die 
deutschen Gewerkschaften drei Phasen unterscheiden: Ignoranz, Entdeckung, Ernüchterung 

Tabelle 1:
Formen der Flexibilität von Beschäftigung

unternehmens-

Dimension -intern -extern

numerisch
Zeitkonten
beschäftigungssichernde
Arbeitszeit änderungen

Entlassungen und Einstellungen
 Leiharbeit

befristete Beschäftigte

funktional
 Weiterbildung
 Arbeitsorganisation  Transfergesellschaft

temporal
geringfügige Beschäftigung/Mini- 
und Midijobs

 Teilzeitarbeit

monetär

tarifliche Öffnungsklausel
betriebliche Bündnisse
geringfügige Beschäftigung/Mini- 
und Midijobs
leistungsbezogene Entgelte

Lohnkostenzuschüsse bzw. -sub-
ventionen

Quelle: Eigene Darstellung nach Keller/Seifert (2013, 84).
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(Aust/Holst 2006). In international vergleichender Perspektive stellt diese Abfolge keine Beson-
derheit dar, ähnliche Veränderungen der Einstellungen und Verhaltensmuster finden sich auch 
in anderen Ländern (vergleichend: Mangan 2000, Ebbinghaus 2006, Gumbrell Mc Cormick 2011, 
Schulze Buschoff 2015).4 

Schwerpunkt gewerkschaftlicher Strategie und Politik bleiben aber weiterhin die traditionel-
len Kerngruppen der (vor allem männlichen) Beschäftigten in Normalarbeitsverhältnissen (im 
Folgenden NAV). Diese Gruppen weisen hohe Organisationsgrade auf – und stellen die Mehrheit 
der Mitglieder in großen Teilen des verarbeitenden Gewerbes, wie der metallverarbeitenden 
Industrie. Ausländische Beobachter schließen: „In short, while the German industrial relations 
system has been extremely successful in ensuring steady improvements for the union’s core 
constituencies (especially skilled, male, German workers), the politics and the dynamics of the 
system may, if anything, have contributed to a growing gap between those who are included 
versus those who are excluded from the system“ (Locke/Thelen 1995: 351). 

Trotz des wirtschaftlichen Strukturwandels, der anhaltenden Tertiarisierung der Wirtschaft 
und der zunehmenden Erwerbsquote von Frauen verändern sich die Zusammensetzung der 
Mitgliedschaft und damit die vorrangige Orientierung der Gewerkschaften an Beschäftigten 
in NAV nur allmählich. Erst seit den frühen/mittleren 2000er Jahren, als die Probleme von 
Inklusion und Exklusion bestimmter Gruppen in Anbetracht der anhaltenden Zunahme atypi-
scher Formen offensichtlicher wurden5, erfolgt eine gewisse Akzeptanz und Berücksichtigung 
der spezifischen Problemlagen anderer Gruppen (ähnlich für Großbritannien: Heery 2009, 
für Österreich: Gstöttner-Hofer et al. 1997, Wall-Strasser et al. 2008). Besonders seit der er-
wähnten Deregulierung mehrerer Beschäftigungsformen im Rahmen der Hartz-Gesetze ver-
suchen die Gewerkschaften, die Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen einzelner Gruppen 
vor allem durch Kollektivverhandlungen, aber auch durch Lobbying zu verbessern; besondere 
Beachtung finden dabei Leiharbeit und Werkverträge. Eine international-vergleichende Studie 
schlussfolgert für Deutschland: „[O]pposition to precarious work has also meant, in practice 
if not by design, that many unions have excluded precarious workers, for example by limiting 
membership to those working over a specific number of hours or with a particular contract of 
employment. IG Metall, for example, traditionally refused to organize temporary agency work-
ers on the ground that this would give their status ,legitimacy‘. A similar position was common 
in Italy and the UK“ (Gumbrell-McCormick/Hyman 2013: 35).

4 Für Gewerkschaften in Großbritannien lassen sich vier Reaktionsweisen unterscheiden: exclusion, replacement, regulation, engagement 
(Heery 2004, 2009). Eine weitere, international komparative Studie identifiziert fünf Strategien: inclusion, exclusion, separation, reduc-
tion, elimination (Keune 2013: 65; 2015: 381).

5 Eine international komparative Studie ermittelt für deutsche Gewerkschaften einen nur niedrigen Grad von Inklusion und folgert, dass 
„the prominence of unions in German export-oriented sectors led the labour movement to neglect outsiders‘ interests“ (Benassi/Vland-
as 2016: 16). 
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Diese Probleme der Interessendifferenzierung bzw. Schwierigkeiten ihrer notwendigen Ver-
einheitlichung sind zwar nicht neu (Heinze et al. 1984), werden allerdings, nicht nur durch 
Veränderungen individueller Lebenslagen, sondern auch durch die Ausbreitung atypischer 
Beschäftigungsverhältnisse verstärkt. Die Markt- bzw. Verhandlungsmacht dieser Gruppen 
ist – im Gegensatz zu der der Arbeitgeber – aufgrund individueller Merkmale und sozialer 
Kontextfaktoren niedrig (vgl. zur Konzessionsbereitschaft bei befristeten Verträgen: Auspurg/
Gundert 2015). Außerdem befinden sie sich häufig auf monopsonistischen Arbeitsmärkten, 
bei denen die Nachfrager nach Arbeitsleistungen, also die Arbeitgeber, die Preisbildung be-
stimmen können (Manning 2003, Erickson/Mitchell 2007). Eine zentrale Konsequenz ist die in 
den frühen/mittleren 2000er Jahren zunehmende und seitdem anhaltende Lohnungleichheit 
bzw. die deutliche Expansion des Niedriglohnsektors (Fitzenberger 2012, Brenke/Kritikos 2017, 
Grabka/Goebel 2018 ), der ein im Vergleich der EU-Mitgliedsländer überdurchschnittliches 
Niveau erreicht hat. 

Klassische Probleme der gewerkschaftlichen Interessenvereinheitlichung
Ein historisches Beispiel für das Problem der Vereinheitlichung differierender Interes-
sen von (gewerkschaftlich organisierten) Arbeitnehmern, ist das Konzept der solidari-
schen bzw. nivellierenden Lohnpolitik. Dieses war für die Tarifpolitik der 1960er und 
1970er Jahre prägend. Es hatte zum Ziel, Lohndifferenzen – die bei unterschiedlichen 
Arbeitsanforderungen grundsätzlich akzeptiert wurden – insgesamt einzudämmen, 
sodass einzelne Lohngruppen nicht zu weit auseinanderdriften und eine egalitäre Lohn-
struktur erreicht werden sollte. Das Konzept der nivellierenden Lohnpolitik stieß dabei 
aber nicht nur auf Widerstand der Arbeitgeber, sondern war auch gewerkschaftsintern 
gegen die besser verdienenden (Fach-)Arbeitergruppen kaum durchzusetzen. 
Ein weiteres Beispiel sind die internen Schwierigkeiten bei Forderungen von Mindest-
beträgen, von denen die unteren Entgeltgruppen in stärkerem Maße profitieren als die 
oberen. 
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2.2 Institutionelle Bestimmungsgründe: Organisationsgrade 
und Deckungsraten 

2.2.1 Gewerkschaften

Seit den frühen/mittleren 1990er Jahren verzeichnen die Gewerkschaften deutliche Mitglieder-
verluste (Greef 2014); in jüngster Zeit stagnieren die Mitgliederzahlen; sie sind in den Kern-
bereichen der industriellen Produktion traditionell höher als in den privaten Dienstleistungs-
branchen. Der gesamtwirtschaftliche Nettoorganisationsgrad beträgt weniger als 20 Prozent. 

Damit befindet sich Deutschland „auf einem niedrigen Rang im unteren Drittel, der unter-
halb des Organisationsgrades der Europäischen Union (EU-27: 24 Prozent) liegt und sich dem 
niedrigen Niveau Japans angeglichen hat“ (Ebbinghaus/Göbel 2014: 229). 

Seit Jahrzehnten unterscheiden sich Mitglieder- und Beschäftigtenstrukturen deutlich (Eb-
binghaus 2003, 2006, Ebbinghaus et al. 2009).6 Diese Repräsentationslücken bestehen nicht 
nur in Bezug auf die bekannten Merkmale, wie Geschlecht, Alter, Qualifikation und Branchenzu-
gehörigkeit, sondern auch hinsichtlich der seltener analysierten Beschäftigungsformen: Sowohl 
nationale als auch international komparative Studien belegen, dass in den meisten Ländern, 
trotz unterschiedlicher Gewerkschaftsstrukturen, Beschäftigte in sämtlichen atypischen Formen 
deutlich unterrepräsentiert sind (Biebeler/Lesch 2006 für die Bundesrepublik; Pernicka 2005a, 
2005b für Österreich; Gallagher 2008 für die USA; in vergleichender Perspektive Goslinga/
Sverke 2003, Vandaele/Leschke 2010, European Commission 2011, Gumbrell-McCormick 2011, 
Dieke/Lesch 2017).

Differenzierte Organisationsgrade für einzelne Formen werden selten berechnet, obwohl sie 
für die Diskussion von Handlungsoptionen wichtig sind. Die Daten des Sozio-Ökonomischen 

6 Dieses generelle Problem birgt zweifellos Risiken: „[U]nbestreitbar ist […], dass die Repräsentationsprobleme der Gewerkschaften 
zunehmen und Gefahren einer Verengung der Problemwahrnehmung und des Interessenhandelns bergen, wodurch auch der gewerk-
schaftliche Anspruch auf Vertretung der ,allgemeinen‘ Interessen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer fragwürdig werden kann“ 
(Bahnmüller/Salm 2018: 39). 

Gewerkschaftlicher Brutto- und Nettoorganisationsgrad
Der Bruttoorganisationsgrad ist der Quotient aus allen Gewerkschaftsmitgliedern und 
den abhängig Beschäftigten bzw. abhängigen Erwerbspersonen. Der Nettoorganisa-
tionsgrad bezeichnet den Quotienten aus betriebstätigen Mitgliedern und abhängig 
Beschäftigten (manchmal auch den Quotient aus betriebstätigen plus arbeitslosen 
Mitgliedern und abhängigen Erwerbspersonen) – verrentete Gewerkschaftsmitglieder 
oder solche, die studieren, werden hier zum Beispiel nicht mitgezählt. 
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Panels (SOEP) ergeben für 2011 einen Nettoorganisationsgrad der atypisch Beschäftigten von 
9,3 Prozent – dabei Teilzeit 8,3 Prozent, Befristung 9,6 Prozent und Leiharbeit 9,8 Prozent – bei 
einem Anteil der übrigen Beschäftigten von 19,2 Prozent. Insgesamt zeigt sich bei Kontrolle 
der üblichen Einflussfaktoren ein „signifikant eigenständiger Effekt der Beschäftigungsform“ 
(Schlese 2015: 21, ähnlich für Großbritannien: Wright 2013, international vergleichend: Shin/
Ylä-Anttila 2017). Dabei handelt es sich um kein neues Problem: Die Befunde dieser Quer-
schnittsdaten finden sich in ähnlicher Form auch in älteren Untersuchungen (Ebbinghaus et al. 
2009). Wir müssen also von einer unterschiedlichen Integrations- bzw. Inklusionsfähigkeit der 
Gewerkschaften nicht nur, wie bekannt, im Zeitverlauf, sondern auch in Bezug auf verschiedene 
Beschäftigtengruppen, ausgehen.

Anders formuliert: Der Organisationsgrad dieser Gruppen ist nur (knapp) halb so hoch wie 
der von Arbeitnehmern in NAV. Generell gilt: „[T]rade unions not only redistribute power and 
resources between workers and capitalists but also within the working class. Since both paid 
officials and lay representatives typically derive disproportionately from [the] relatively skilled 
male native-born section of the workforce, their distinctive interests often shape the policies 
of the union as a whole“ (Hyman/Gumbrell-McCormick 2013: 58; Hervorhebung im Original). 

Diese Verteilungen haben weitreichende Konsequenzen nicht nur für die Mitgliedschafts- 
sondern auch für die Einflusslogik der Gewerkschaften, die keine monolithischen Organisati-
onen sind. Wegen ihrer niedrigen Organisationsgrade bleiben die spezifischen Interessen von 
atypisch Beschäftigten in den Entscheidungsgremien (wie Tarifkommmissionen) unterrepräsen-
tiert. Sie finden nur wenig Berücksichtigung in den Phasen der verbandlichen Willensbildungs- 
und Entscheidungsprozesse, das heißt zunächst bei der Aggregation zunehmend unterschied-

Mitglieder- und Einflusslogik bei Gewerkschaften
Die Mitgliedschafts- oder Mitgliederlogik (logic of membership) bezieht sich auf die Bin-
nenstrukturen von Verbänden (wie die Willensbildungsprozesse und deren Ergebnisse), 
während die Einflusslogik (logic of influence) die Außenbeziehungen (in unseren Fällen 
Tarifverhandlungen oder Lobbying) thematisiert. Diese in der Verbandsforschung ge-
läufige Unterscheidung geht auf Child, Loveridge und Warner zurück (Child et al. 1973). 
Andere Beiträge (Heery et al. 2004, Heery 2009) unterscheiden verbandsinterne und 
-externe Politiken bzw. „organizing and representation activities“ (Bartkiw 2012). Der 
Schwerpunkt unserer Analyse liegt auf der Einflusslogik bzw. externen Repräsentation; 
die interne Dimension bzw. die Mitgliedschaftslogik, die sämtliche Probleme des Orga-
nizing einschließt, findet aber Berücksichtigung. 



OBS-Arbeitspapier 3216

Unsichere Arbeit– unsichere MitbestimmungBerndt Keller

licher Interessen, danach bei deren notwendigen Vereinheitlichung bzw. widerstreitenden und 
häufig konflikthaften Filterung, schließlich im Zuge der Formulierung von Forderungspaketen. 

Dieser enge Zusammenhang von Mitgliedschafts- und Einflusslogik gilt auch für die späten 
Phasen von Kollektivverhandlungen, wenn Konzessionen bei Teilen der heterogen zusam-
mengesetzten Forderungspakete notwendig werden, um überhaupt einen Vertragsabschluss 
erreichen zu können. Außerdem stehen die Branchenverbände der Arbeitgeber kaum vor der 
Notwendigkeit, Verhandlungen über die spezifischen Arbeitsbedingungen dieser Gruppen zu 
führen, solange deren Organisationsgrade und damit Verhandlungsmacht (einschließlich der 
Streikfähigkeit) niedrig bleiben. 

Die interne Verteilung der knappen Verbandsressourcen folgt dem Organisationsgrad ein-
zelner Gruppen, wodurch die skizzierten Folgen verstärkt werden. Daher erscheint aus indivi-
dueller Sicht atypisch Beschäftigter der Organisationsbeitritt häufig wenig attraktiv bzw. ist 
unwahrscheinlich (Malo 2006), was die Nicht-Beachtung der Interessen der atypisch Beschäf-
tigten wiederum zementiert – ein strategisches Dilemma. Allgemein gilt: „Because unions are 
democratic organizations, with objectives decided by members who participate in decisions, 
they have tended to prioritize the interests of full-time male employees, because they tradition-
ally made up the majority of members[. C]ompeting objectives mean that there are frequently 
tensions within unions between a desire to prioritize the narrow economic interests of the 
largest group of members, and the desire to take a more expansive, solidaristic perspective“ 
(Simms/Charlwood 2010: 127f.).

Die Machtressourcen von Gewerkschaften
Die international-vergleichende wissenschaftliche Diskussion unterscheidet meh-
rere grundlegende Formen von Machtressouren (Gumbrell-McCormick/Hyman 2013, 
Lehndorff et al. 2017): 
Marktmacht (Primärmacht) meint die individuelle Fähigkeit bestimmter Beschäftigter, 
aufgrund ihrer knappen Qualifikation und/oder Position im Produktionsprozess eigene 
Interessen durchsetzen zu können. Sie können durch Nicht-Erbringung ihrer Funktionen 
erhebliche Folgen für große Gruppen von Konsumenten sowie für andere Produzenten 
verursachen, da sie zumindest kurz- und mittelfristig nicht ersetzt werden können. Ak-
tuelle Beispiele sind Ärzte, Piloten, Lokführer und Fluglotsen.
Organisationsmacht (Sekundärmacht) meint die kollektive Fähigkeit, durch Zusammen-
schlüsse bzw. hohe Organisationsgrade Interessen in Verhandlungen und gegebenen-
falls durch Streiks durchsetzen zu können.
Beide Formen von Machtressourcen können sich ergänzen und sind Voraussetzungen 
für eine erfolgreiche Interessenvertretung.
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Die tariflichen Deckungsraten, die zentrale Indikatoren gewerkschaftlicher Verhandlungs-
macht darstellen, nehmen in langfristiger Perspektive in der Privatwirtschaft deutlich ab. 
Von Branchentarifverträgen erfasst wird weniger als die Hälfte der Beschäftigten (49 Prozent 
in West-, 34 Prozent in Ostdeutschland) 7 (Kohaut 2018). Die Deckungsraten weisen große 
Schwankungsbreiten nach Betriebsgrößen und Branchen auf; sie sind vor allem in den priva-
ten Dienstleistungsbranchen traditionell wie aktuell niedriger als in den Produktionssektoren. 
Insgesamt zeigt sich somit: Ein zunehmender Teil der Arbeitnehmer (West: 43 %, Ost: 56 %) 
wird von keinem Tarifvertrag erfasst. Auf Seiten der Arbeitgeber verstärken sowohl die Grün-
dung eigenständiger Verbände ohne Tarifbindung (sog. OT-Verbände) als auch die inzwischen 
häufig eröffnete Option einer Mitgliedschaft ohne Tarifbindung in bereits bestehenden Ver-
bänden (Behrens 2011, Haipeter 2017) diesen Trend abnehmender Deckungsraten. Im ersten 
Fall, wenn eine organisatorische Aufspaltung von tarifgebundenen und nicht-tarifgebundenen 
Mitgliedern in zwei rechtlich voneinander unabhängige Verbände erfolgt, spricht man von 
einem Aufspaltungsmodell (oder Parallelverbandsmodell). Bleibt der einheitliche Verband be-
stehen, erlaubt aber verschiedene Formen der Mitgliedschaft, wird dies Stufenmodell genannt. 
Outsorcing- und Privatisierungsmaßnahmen wirken in dieselbe Richtung und schwächen die 
regulierende Wirkung von Tarifverträgen.  Für die Beschäftigten gelten dann andere, für sie 
häufig ungünstigere Tarifverträge (etwa als die des öffentlichen Dienstes).

Infolge dieser langfristigen Entwicklungen verschiebt sich das gegebene strukturelle Macht-
ungleichgewicht zwischen den Arbeitsmarktparteien weiter zuungunsten der Arbeitnehmer; 
die traditionelle Fähigkeit der Gewerkschaften, „to take wages out of (market) competition“, 
nimmt ab. Mit diesen Trends sind Verluste von Verhandlungs- und politischer Macht sowie von 

Der Begriff der Deckungsraten
Deckungsraten sind ein wichtiger Indikator der Analyse von Arbeitsbeziehungen (Keller 
2008). Sie geben den Anteil der Unternehmen bzw. Beschäftigten an, die (tarif-)politi-
schen Regelungen unterliegen – und somit über Interessenvertretungen verfügen (soll-
ten). Bei dualen Arbeitsbeziehungen ist aufgrund der skizzierten formalen Trennung der 
Interessenvertretungen zwischen betrieblichen und überbetrieblichen Deckungsraten 
zu unterscheiden. Die Deckungsraten werden wesentlich von den Organisationsgraden 
der Arbeitgeber(verbände) bestimmt, sie sind meistens höher als die gewerkschaftli-
chen Organisationsgrade.

7 Weiterhin gelten Haus- bzw. Firmentarifverträge für acht (West) bzw. zehn Prozent der Beschäftigten (Ost). Eine weitere Gruppe bilden 
tariforientierte Betriebe, d. h. solche, die nicht in den Geltungsbereich von Tarifverträgen fallen, sich aber nach eigenen Angaben an 
deren Vorgaben orientieren. Meistens bleibt unklar, was diese Orientierung konkret bedeutet. Eine aktuelle Untersuchung zeigt anhand 
von Meldedaten der Betriebe, „dass tariforientierte Betriebe im Schnitt ein Viertel weniger als tarifgebundene Betriebe bezahlen“ (Ber-
wing 2016, 96). Der Verfasser konstatiert, „dass Tariforientierung, so wie sie sich empirisch darstellt, eher der Tarifödnis als der Tarif-
landschaft zugerechnet werden muss“ (ebd. 97f.).
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finanziellen Ressourcen verbunden. Zugleich begünstigen diese Entwicklungen die weitere 
Zunahme atypischer Beschäftigungsformen. 

Gewerkschaften müssen, wie andere Verbände, ihre Organisations- bzw. Repräsentations-
domänen8 festlegen und gegebenenfalls – etwa bei Veränderungen der Beschäftigungsstruk-
turen – neu ausrichten. Dieses grundlegende Problem löst sich keinesfalls automatisch bzw. 
lautet nicht ob, sondern wie sie die Grenzen zwischen Gleichen oder Mitgliedern und Unglei-
chen oder Nicht-Mitgliedern festlegen bzw. ändern. Das Ziel besteht in der Kontrolle des Ar-
beitsmarktes durch Zugangsbeschränkungen; die Existenz von Ausschlussregelungen führt zu 
einer (zumindest partiellen) Schließung. Daher gilt: „The boundaries of union inclusion are also 
frontiers of exclusion. The perceived common interests of the members of a particular union 
[…] are defined in part in contradistinction to those of workers outside. In compartmentalizing 
workers, unions traditionally have compartmentalized solidarity“ (Hyman 2001: 170).9

Von grundlegender Bedeutung ist das dominierende Organisationsprinzip: Gewerkschaf-
ten, die nicht dem in der Bundesrepublik nach wie vor dominierenden Industrieverbandsprinzip 
folgen, können sich in stärkerem Maße auf exklusive Solidarität für kleine (Mitglieder-)Gruppen 
und die Durchsetzung ihrer partikularistischen Interessen konzentrieren. Diesen Zusammen-
hang belegen sowohl die historischen Beispiele von Betriebsgewerkschaften als auch die 
aktuellen Erfahrungen mit Berufs- und Spartengewerkschaften (wie Cockpit, Gewerkschaft der 
Lokomotivführer und Marburger Bund) (Keller 2017). Auf Belange anderer Gruppen, die kaum 
über eigenständige Markt- und Organisationsmacht verfügen, wird dabei – wie erwähnt – we-
nig Rücksicht genommen. Wir kommen auf dieses zentrale Problem zurück. International-kom-
parative Arbeiten belegen, dass bei gleichen Ausgangsbedingungen beide Organisationsprin-
zipien tatsächlich vorkommen (Kornelakis/Voskeritsian 2018). Das „Mehrebenensystem“ der 
Interessenvertretung auf EU-Ebene ist nicht Gegenstand unserer Analyse. Der Vollständigkeit 
halber ist zu erwähnen, dass etwa Europäische Betriebsräte ebenfalls mit erheblichen Proble-
men der Solidarität konfrontiert sind. 

8 Sie grenzen den Mitgliedschafts- und damit Aufgaben- bzw. Zuständigkeitsbereich ab. Unterschiede in Anforderungen und Erwartungen 
an die Organisation ergeben sich u. a. aus Besonderheiten der jeweiligen Branche. Ein aktuelles Beispiel ist die Gewerkschaft Deutscher 
Lokomotivführer (GDL), die seit Jahren versucht, ihre Organisationsdomäne über die Lokführer hinaus auf das gesamte Fahrpersonal 
auszudehnen. Dadurch entstehen Abgrenzungskonflikte mit der Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft (EVG) (zu Einzelheiten Keller 
2017).

9 Giesecke/Groß (2012) verweisen, indem sie die Theorie sozialer Schließung auf die Strukturierung externer Arbeitsmärkte anwenden, 
ebenfalls auf die Ambivalenz heterogener Interessenlagen: Formen der Schließung, die u. a. durch gesetzliche Rahmenregelungen sowie 
kollektive Handlungsweisen etabliert werden, begünstigen die Inhaber geschlossener Positionen in NAV, die sich durch hohe Beschäfti-
gungssicherheit auszeichnen, und benachteiligen die Arbeitnehmer in offenen Positionen, zu denen die Mehrzahl atypischer Beschäftig-
ter gehört.
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2.2.2 Betriebsräte
Im Vergleich zu (Industrie-)Gewerkschaften, die alle abhängig Beschäftigten repräsentieren 
(sollen), vertreten Betriebsräte spezifischere Interessenlagen, nämlich die der Arbeitnehmer 
ihres Unternehmens. Auch auf dieser Ebene bestehen vertikale und horizontale Verteilungs-
konflikte, nicht nur die bekannten Interessenunterschiede zwischen Kapital und Arbeit bzw. 
Management und Betriebsrat, sondern auch auf Arbeitnehmerseite zwischen spezifischen 
(Gruppen-)Interessen, deren Vertretung vielfältige Probleme bereitet und zu unterschiedlichen 
Reaktionen führt.10

Ähnlich wie Gewerkschaften weisen Betriebsräte deutliche Unterschiede zwischen Beschäf-
tigten- und Mitgliederstrukturen auf: Unter den Betriebsratsmitgliedern sind Frauen in Relation 
zu ihrem Anteil an den Beschäftigten meist unterrepräsentiert (Baumann/Brehmer 2016: 201).11 
Dieses Problem existiert auch in Bezug auf atypisch Beschäftigte. Innerhalb dieser Gruppe gibt 
es wiederrum erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen Formen: So sind beispielsweise 
bei Teilzeitbeschäftigten die Differenzen zwischen dem Anteil, den sie an allen Beschäftigten 
stellen und dem Anteil an den gewählten Betriebsratsmitgliedern, geringer als bei befristet Be-
schäftigten. Empirische Studien zeigen, dass circa 9 Prozent der Arbeitnehmer, „aber lediglich 
1 % der gewählten Betriebsratsmitglieder befristet beschäftigt“ (Behrens 2015: 49, ähnlich: 
Baumann/Brehmer 2016: 209, Vogel 2015: 1) sind. Auf Basis dieser Daten ist die Annahme 
plausibel, dass die spezifischen Interessen dieser Gruppen nicht nur von Gewerkschaften, 
sondern auch von Betriebsräten nur unzureichend vertreten werden. 

Ähnlich wie auf sektoraler sind auch auf betrieblicher Ebene Deckungsraten wichtige Indi-
katoren für die Verhandlungsmacht der Interessenvertretung. Laut IAB-Betriebspanel sind die 
betrieblichen Deckungsraten zwar im Vergleich zu den sektoralen in langfristiger Perspektive 
weniger rückläufig; sie umfassen aber nur noch eine Minderheit (West: 40 Prozent. Ost: 33 Pro-
zent) aller Arbeitnehmer im privatwirtschaftlichen Sektor (Ellguth 2018).12 Die Abhängigkeit 
von Branche und Größe der Unternehmen – vor allem in privaten Dienstleistungssektoren 
aufgrund der im Vergleich zu den Produktionssektoren veränderten Betriebsgrößen – ist er-
heblich (ähnlich: Ellguth/Kohaut 2012); die Deckungsraten steigen mit Betriebsgröße bzw. Be-
schäftigtenzahl. Andere Befragungen belegen, dass geringfügige Beschäftigung überwiegend 
in „vertretungsfreien Zonen“ erfolgt; die Nachteile dieser Beschäftigungsform werden somit 

10 So belegen Fallstudien aus der Automobilindustrie deutliche Unterschiede zwischen Unternehmen bei der Nutzung von Leiharbeit. 
„[T]he strategy devised by work councils in relation to managerial imperatives has a major role in shaping employment and the core-peri-
phery configuration in the subsidiaries“ (Benassi 2013: 4).

11 Eine aktuelle Ausnahme bildet die IG Metall. In ihrem Organisationsbereich liegt der Frauenanteil der Betriebsratsmandate (leicht) höher 
als der Frauenanteil an den Beschäftigten.

12 Neben Betriebsräten bestehen andere Formen der Mitarbeitervertretung, die in Westdeutschland 17 und in Ostdeutschland 11 Prozent 
der Beschäftigten erfassen. Es kann als unwahrscheinlich gelten, dass sie in besonderem Maße die Interessen atypisch Beschäftigter 
vertreten.
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„gedoppelt“ (Düll/Ellguth 1999, ähnlich: Boockmann/Hagen 2003, aktuell: Eichhorst/Tobsch 
2017:68). 

In einem „dualen“ System der Interessenvertretung müsste, aufgrund der wechselseitigen 
Interdependenzen beider Ebenen, eigentlich auch der Anteil der Beschäftigten hoch sein, die 
sowohl tarifvertraglichen Regelungen unterliegen als auch durch einen Betriebsrat vertreten 
werden. Die Realität ist von diesen institutionellen Voraussetzungen weit entfernt: Nur eine 
Minderheit (West: 24 Prozent, Ost:14 Prozent) ist noch in dieser „Kernzone des dualen Systems 
der Interessenvertretung“ tätig, das heißt in Betrieben mit Branchentarifvertrag und Betriebs-
rat (Ellguth 2018). In den „weißen Flecken der Tarif- und Mitbestimmungslandschaft“, das heißt 
ohne jedwede Vertretung, arbeitet deutlich mehr als ein Drittel der Beschäftigten. Diese Ab-
nahme der faktischen Geltungsbereiche tritt ein, ohne dass sich die rechtlich-institutionellen 
Grundlagen ändern.

Die Wahrnehmung der Aufgaben des Betriebsrats setzt seine Existenz voraus, eine in Anbe-
tracht der skizzierten Deckungsraten bei weitem nicht immer gegebene Bedingung.13 Dieses 
weiterreichende Problem, welches streng genommen über unsere Fragestellung nach dem Ein-
fluss der Interessenvertretungen hinausgeht, wird sowohl im öffentlichen Diskurs als auch in 
der Literatur kaum behandelt (vgl. für eine der wenigen Ausnahmen: Artus et al. 2006): In einer 
erheblichen Zahl von Betrieben, in denen sämtliche rechtliche Voraussetzungen für die Grün-
dung eines Betriebsrates erfüllt sind, fehlt diese „quasi natürliche Kontrollinstanz“ (Brenke/
Wagner 2013: 755). Mit anderen Worten: Mehr als die Hälfte der Beschäftigten ist in Betrieben 
ohne Interessenvertretung tätig. Die Vertretungslücken sind somit nicht nur auf Branchen-, 
sondern auch auf Betriebsebene beträchtlich. 

Einzelne Arbeitgeber versuchen darüber hinaus, ihre Unternehmen „gewerkschaftsfrei“ 
zu halten. Im Rahmen von „union avoidance“-Strategien verhindern sie die Organisierung der 
Beschäftigten, den Abschluss von Tarifverträgen sowie die Gründung von Betriebsräten. Diese 
anti-gewerkschaftliche Haltung bleibt nicht länger auf die angelsächsischen Länder beschränkt 
(Logan 2006, Hatton 2014), auch in Deutschland gibt es Formen bzw. Versuche organisierter 
Verhinderung (Behrens/Dribbusch 2014, Rügemer/Wigand 2014, STOP Union Busting 2018).

13 Die vielfach zitierten best practice-Beispiele starker Betriebsratsarbeit aus hochgradig organisierten Unternehmen der Metall- und Che-
mieindustrie (Giertz 2015) lassen sich daher nicht verallgemeinern und gehen auf die häufig gegebenen unterschiedlichen Rahmenbe-
dingungen nicht ein.
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3 Interessenvertretung durch Gewerkschaften 
(Meso- und Makroebene)

3.1 Tarifverhandlungen (Mesoebene)

3.1.1 Ausgangssituation
Die Ausgangssituation lässt sich, wie bereits skizziert, folgendermaßen beschreiben: „A major 
challenge for unions and other forms of worker power is to reconcile the interests of regular and 
non-regular workers [. …] Given that collective bargaining strives for standardization, it is often 
difficult for unions to represent the interests of both groups simultaneously, however“ (Kalle-
berg 2018: 191). Darüber hinaus stellen sich wegen der Heterogenität der Formen atypischer 
Beschäftigung14 zwei grundlegende zusammenhängende Fragen der Interessenvertretung: 

Erstens: Welche Formen der atypischen Beschäftigung soll Tarifpolitik überhaupt (oder sogar 
bevorzugt) vertreten (für Beispiele: Lundy et al. 2006)? Die einzelnen Gewerkschaften stehen 
vor unterschiedlichen Problemlagen, die sich aus ihren Organisations- bzw. Repräsentations-
domänen ergeben. Ihre Strategien müssen sich daher nach den ungleichen branchenspezifi-
schen Verteilungen dieser Formen unterscheiden (vgl. Aust/Holst 2006 und Schulten/Schulze 
Buschoff 2015 zu ausgewählten Beispielen). Die spezifischen Zuschnitte der Organisations-
domänen erfordern deutliche Unterschiede (Heery et al. 2004). Sie können zu Konkurrenz 
zwischen Gewerkschaften führen – etwa hinsichtlich der Frage der Organisierung, wenn Leih-
arbeitnehmer in verschiedenen Branchen eingesetzt werden. 

Die Behandlung der Formen atypischer Beschäftigung in Gewerkschaftspolitiken ist er-
staunlich ungleich: Midijobs finden trotz ihrer quantitativen Bedeutung (etwa im Vergleich zu 
Leiharbeit) keine Beachtung im gewerkschaftlichen und öffentlichen Diskurs, auch Befristun-
gen haben aktuell weniger Bedeutung; problematisiert werden vor allem Leiharbeit und Werk-
verträge, auf die wir später ausführlich eingehen.

Zweitens: Welche konkreten Teile der Arbeitsbedingungen sollen Gegenstand von Kollektiv-
verhandlungen werden? Sollen es ausschließlich Entgelte sein und soll somit Gleichbehand-
lung mit den NAV im strikten Sinne von „equal pay“ („gleiche Arbeit – gleiches Geld“) verstan-
den werden? Oder müssten Gewerkschaften nicht auch, im Sinne von weiter gehendem „equal 
treatment“, Sozialleistungen (wie Urlaubs- oder Weihnachtsgeld), Arbeitszeiten (einschließlich 
Überstunden), eventuell sogar langfristig wichtige Probleme wie Weiterbildungs- oder sogar 

14 Interessenunterschiede bestehen nicht nur zwischen Arbeitnehmern in NAV und atypisch Beschäftigten, sondern auch innerhalb beider 
Gruppen. Diese Heterogenitäten können wir aus Platzgründen nicht näher behandeln (zur Differenzierung in machttheoretischer Pers-
pektive, vgl.  Nienhüser 2014a).
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Umschulungsoptionen mitbedenken? Sollten die konkreten Verhandlungsobjekte gruppenspe-
zifische Unterschiede der Arbeitsbedingungen berücksichtigen bzw. aufweisen? 

Ein Vertretungsdilemma von Industriegewerkschaften lässt sich folgendermaßen beschrei-
ben: Die Existenz atypischer Beschäftigungsformen muss nicht unbedingt den tatsächlichen 
Repräsentationsstrategien widersprechen, weil sie die Interessen dominanter Mitgliedergrup-
pen sichern können.15 Letztere gehören zu den „Insidern“ (Böheim/Zweimüller 2013); Beispiele 
für „Outsider“ oder im günstigsten Fall „Entrants“ (Lindbeck/Snower 1988, 2001) sind Leih-
arbeitnehmer und befristet Beschäftigte: Sie sind, vor allem in rezessiven Phasen, leichter 
zu entlassen und schützen dadurch Arbeitnehmer in NAV vor Beschäftigungsrisiken (sowie 
möglicherweise vor Kurzarbeit).16 

Formen exklusiver Solidarität sind nicht nur, wie bereits ausgeführt, bei Berufsverbänden, 
sondern wegen der internen Verteilung von Einfluss und Macht auch bei Industriegewerk-
schaften von Bedeutung, weil sie den vergleichsweise homogenen Interessenlagen einer do-
minierenden Mitgliedermehrheit entsprechen. Eine „klassische“ Organisationsstudie schluss-
folgert: „[I]f the creation of a buffer workforce serves to safeguard the greater security and 
rewards received by core employees, we might expect those workers – disproportionally senior 
males – to have an interest in externalization“ (Pfeffer/Baron 1988: 290).

Diese Zusammenhänge gelten solange, wie atypisch Beschäftigte aufgrund ihrer geringen 
Zahl und Einflussmöglichkeiten keinen Druck auf die Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen 
der Stammarbeitnehmer (unter anderem Entgelte, Beschäftigungssicherheit) ausüben. Sie 
verfügen kaum über eigenständige Machtressourcen beziehungsweise -quellen, die sie zur 
Durchsetzung ihrer gruppenspezifischen Interessen einsetzen könnten: Einerseits haben sie 
aufgrund ihrer Positionen im Produktionsprozess – im Gegensatz nicht nur zu Funktionseliten 
sondern auch zu Beschäftigten in NAV – kaum individuelle Marktmacht, da sie, vor allem bei 
hoher Arbeitslosigkeit, vergleichsweise leicht substituiert werden können. Das gilt vor allem 
für Leiharbeitnehmer und befristet Beschäftigte sowie in geringerem Maße für Teilzeitbeschäf-
tigte. Andererseits verfügen sie wegen ihrer skizzierten niedrigen Organisationsgrade kaum 
über kollektive Organisationsmacht. 

Arbeitskämpfe zwecks Durchsetzung der spezifischen Interessen atypisch Beschäftigter fin-
den wegen dieses geringen Konfliktpotentials kaum statt. Die Mobilisierung von Beschäftigten 
in NAV für die spezifischen Belange dieser Gruppen gestaltet sich aufgrund von Eigeninteressen 
offensichtlich schwierig. In umgekehrter Richtung ist eine Mobilisierung atypisch Beschäftigter 
mit dem Ziel einer Verbreiterung der Basis von Streikaktivitäten kaum zu erreichen, weil ihre 

15 Hirsch (2016: 1212) zeigt zum Beispiel, „that employers‘ use of peripheral workers stabilizes core workers’ jobs“.
16 Die Mitte der 2000er Jahre deutlich gestiegene Zahl der Leiharbeiter sank in der Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009 innerhalb 

weniger Monate um fast ein Drittel, ohne dass Entlassungen stattfanden (Müller 2014, Hirsch 2016); letztere wären mit hohen Kosten 
verbunden gewesen. Auch befristet Beschäftigte waren vom Beschäftigungsrückgang überproportional häufig betroffen.
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Arbeitsmarkttheorien

Insider-Outsider-Theorien
Die ursprünglich für den US-amerikanischen Kontext entwickelten Insider-Outsider-The-
orien (Lindbeck/Snower 1988, 2001) finden inzwischen auch im aktuellen Diskurs über 
Arbeitsmarktprobleme in der Bundesrepublik häufig Verwendung. Sie gehen im Gegen-
satz zu anderen Theorien davon aus, dass ein Teil der Arbeitnehmer über Marktmacht, 
konkret Macht zur Lohnsetzung, verfügt. Unterschieden werden dabei drei Gruppen:

 Personen in einem Beschäftigungsverhältnis (Insider),
 Personen in der Einarbeitungsphase (Entrants),
 derzeit nicht beschäftigte Personen (Outsider).

Im Grundmodell der Theorie bestehen nun Interessenkonflikte zwischen Insidern und 
Outsidern und nicht zwischen Unternehmen und Beschäftigten. Die Insider verhalten 
sich als Nutzenmaximierer, die Lohnaufschläge durchsetzen können, und berücksichti-
gen nicht die Interessen der anderen Gruppen. Im erweiterten Modell richten die Arbeit-
nehmervertretungen ihre Politik hauptsächlich an den Interessen ihrer beschäftigten 
Mitglieder und nicht an denen der Nicht- Beschäftigten aus (zur Dualisierungsthese aus 
einer anderen Perspektive ausführlich auch: Palier/Thelen 2010, Benassi 2016).

Segmentationstheorien
Für unseren Erklärungszusammenhang eignen sich darüber hinaus Segmentationsthe-
orien (Osterman 2011, Osterman/Burton 2005). In dieser Perspektive sind Arbeitsmärk-
te nicht homogen, sondern nach verschiedenen Merkmalen gespalten (unter anderem 
Qualifikation, Geschlecht, Nationalität). Segmentationsprozesse werden dabei durch 
verschiedene Gründe erklärt (Reich 2008) – in unserer Sichtweise entstehen sie nicht 
primär durch Realisierung von Effizienzkalkülen, sondern durch Einsatz von Macht-
ressourcen.17 Segmentationsprozesse sind zudem kein aktuelles Phänomen, sondern 
haben eine lange Geschichte (zusammenfassend: Eichhorst/Kendzia 2016).
Idealtypisch lassen sich für die Bundesrepublik drei Typen von Teilarbeitsmärkten un-
terscheiden: der (berufs-)fachliche, der betriebsinterne und der unspezifisch-unstruk-
turierte (Sengenberger 1987). Die Segmente verschieben sich im Laufe der Zeit – sie 
können aber auch koexistieren, sogar in persistenter Form als „dynamische Spaltung“ 
des Arbeitsmarktes. Die langfristige Zunahme atypischer Beschäftigungsverhältnisse 
trägt wesentlich zu diesen Veränderungen bei.

17 Wir konzentrieren uns auf segmentationstheoretische Kalküle, da andere Arbeitsmarkttheorien, wie die Neue Mikroökonomie des Ar-
beitsmarktes, bei unserem Gegenstandsbereich (erstaunlich) wenig Ansatzpunkte der Erklärung bieten.
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Organisationsgrade gering sowie ihre notwendige Einbindung in innerbetriebliche Arbeits- und 
Kommunikationszusammenhänge (bei Befristung, Leiharbeit und Minijobs) niedrig sind. „The 
power resources of precarious workers, who have been a key target of organizing drives, are 
particularly modest: they are often separated from others doing similar work by bargaining 
unit, by location, by task, or by formal employer; and typically they are easily replaceable. The 
difficulty of including atypical workers in traditional forms of industrial action has been com-
monly observed“ (Gumbrell-McCormick/Hyman 2013: 78).

3.1.2 Zur Entwicklung
Die Tatsache, dass in Deutschland lange Zeit kein allgemeiner gesetzlicher Mindestlohn be-
stand, war schließlich Anlass, Kollektivverhandlungen über branchenspezifische Mindestlöhne 
einzuleiten. Sie führten sukzessiv zum Abschluss von Tarifverträgen in fast 20 Wirtschafts-
zweigen (u. a. Bauhauptgewerbe, Fleischindustrie, Pflegebranche, Textil- und Bekleidungs-
industrie). Diese tariflichen Regelungen reduzierten allmählich den Anteil der Beschäftigten, 
deren Entgelte unterhalb des von den Gewerkschaften geforderten Mindestlohns von 8,50 Euro 
lagen; sie lagen mehrheitlich, das heißt nach Branche und Tarifgebiet, höher als der später 
eingeführte gesetzliche Mindestlohn (Bispinck 2017, vgl. auch Tabelle 2). 

In einem weiteren Schritt mussten diese vereinbarten Mindeststandards für allgemeinver-
bindlich erklärt werden, um ihren Wirkungsgrad zu erhöhen. Während in tarifgebundenen Be-
trieben 38 % der atypisch Beschäftigten einen Niedriglohn erhielten, waren es in nicht tarifge-
bundenen 62 % (Statistisches Bundesamt 2012a). Da die Tarifbindung wesentlichen Einfluss auf 
die Wahrscheinlichkeit von Niedriglöhnen hat, spielte die Allgemeinverbindlichkeitserklärung 
(AVE) nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz bzw. dem Arbeitnehmerüberlassungsgsetz eine 
wichtige Rolle in der Verbesserung der Arbeitsbedingungen. Diese Strategie, branchenspezifi-
sche Vereinbarungen zu schließen, verursachte den Gewerkschaften hohe Transaktionskosten 
bzw. band einen erheblichen Teil ihrer knappen Ressourcen, die für alternative Verwendungen 
nicht mehr zur Verfügung standen.

Unabhängig von Transaktionskosten galt jedoch: „Inwieweit weitere Branchenzuschläge 
angesichts der unterschiedlichen Stärke von Gewerkschaften durchgesetzt werden können, 
muss mit Blick auf schwächer organisierte Branchen kritisch eingeschätzt werden“ (Burmeister 
2012: 3). Anders formuliert: Organisationsgrade sowie tarifliche und betriebliche Deckungsra-
ten sind in den betroffenen Branchen häufig niedrig. Die Einführung eines Mindestlohns auf 
allgemein-gesetzlicher Grundlage mit dem Ziel der faktischen Gleichbehandlung der Beschäf-
tigtengruppen blieb daher auf der politischen Agenda. 
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Tabelle 2:
Tarifliche Branchenmindestlöhne in Euro/Stunde (Stand: Februar 2017)

Branche West1 Ost1

Abfallwirtschaft 9,10 9,10

Bauhauptgewerbe, Werker 11,30 11,30

Bauhauptgewerbe, Fachwerker 14,70

Berufl. Weiterbildung, päd. Mitarbeiter/in 14,60 14,60

Dachdeckerhandwerk 12,25 12,25

Elektrohandwerk 10,65 10,40

Fleischindustrie 8,75 8,75

Gebäudereinigung (Innen- u. Unterhaltsreinigung) 10,00 9,05

Gebäudereinigung (Glas- u. Fassadenreinigung) 13,25 11,53

Gerüstbauerhandwerk 10,70 10,70

Land- und Forstwirtschaft, Gartenbau 8,60 8,60

Leiharbeit/Zeitarbeit2 9,00 8,84

Maler- und Lackierer, ungelernte Beschäftigte 10,10 10,10

Maler- und Lackierer, Geselle 13,10 11,30

Pflegebranche 10,20 9,50

Schilder und Lichtreklameherstellerhandw., Helfer2 10,31 10,31

Schilder und Lichtreklameherstellerhandw., Geselle2 13,26 13,26

Schornsteinfegerhandwerk 12,95 12,95

Steinmetz- und Steinbildhauerhandwerk 11,35 11,00

Textil- und Bekleidungsindustrie 8,84 8,84

Wäschereidienstleistungen 8,75 8,75

1) In Berlin teilweise abweichende Branchenmindestlöhne.
2) Allgemeinverbindlichkeit noch nicht erteilt.

Quelle: WSI-Tarifarchiv 2017.
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3.2 Exkurs: Die Entwicklung der Regulierung der Leiharbeit

Wie weiter oben schon erwähnt: Die Einstellung der Gewerkschaften gegenüber Leiharbeit 
wandelte sich allmählich von strikter Ablehnung zu (Mit-)Gestaltung (zu Einzelheiten: Keller/
Seifert 2013). Lange begründeten die Gewerkschaften ihre wiederholten Forderungen nach ei-
nem Verbot mit der ständigen Ausweitung der Leiharbeit, der dadurch erfolgenden Substitution 
von Dauerarbeitsplätzen und der Aushöhlung des Tarifrechts. Diese Position, die ein generelles 
Verbot der Leiharbeit zum Ziel hatte, schloss strategische Alternativen wie den Abschluss von 
Tarifverträgen zwecks Gestaltung der Beschäftigungsbedingungen aus (zu Einzelheiten: Aust/
Holst 2006, Benassi/Dorrigatti 2015).  Insgesamt galt: „The DGB long refused to conclude col-
lective agreements on temporary agency employment so as not to confer legitimacy on it. This 
position changed in the 1990s, not least because it was clear that banning temporary employ-
ment was simply not an option politically“ (Dribbusch et al. 2017: 212).

Die auf früheren DGB-Bundeskongressen von Mitgliedsgewerkschaften eingebrachten An-
träge, die gewerbsmäßige Arbeitnehmerüberlassung über die Bauwirtschaft hinaus zu verbie-
ten, kamen erst auf dem DGB-Bundeskongress von 1998 nicht mehr vor. In dem angenommenen 
Antrag 87 wurde lediglich die wirksame Bekämpfung der illegalen Leiharbeit gefordert (vgl. 
zum inzwischen eingetretenen Wandel der Positionen: Dribbusch et al. 2017 sowie IG Metall 
2018). Einen Schritt weiter ging der auf dem Bundeskongress 2002 angenommene Antrag, der 

Die Allgemeinverbindlichkeitserklärung (AVE)
Die AVE nach Tarifvertragsgesetz (Par. 5) beseitigt Wettbewerbsvorteile, die durch nied-
rige Deckungsraten entstehen. Ihre Bedeutung nahm in den vergangenen Jahrzehnten 
deutlich ab, vor allem, weil die Arbeitgeberverbände im paritätisch besetzten Entschei-
dungsgremium, dem Tarifausschuss, über Vetomacht verfügten – und diese einsetzten. 
Tarifverträge mussten früher mindestens 50 Prozent der Beschäftigten der Branche 
erfassen, um für allgemeinverbindlich erklärt werden zu können. Nach Abschaffung 
dieses Schwellenwerts durch das 2014 in Kraft getretene Gesetz zur Stärkung der 
Tarifautonomie muss eine AVE lediglich „im öffentlichen Interesse geboten“ sein. Die 
Wirkung der AVE-Reform, die diese stärken sollte, hält sich allerdings in engen Grenzen 
und kann die Erosion der Tarifbindung – zumindest bisher – nicht stoppen. Kritiker 
halten daher die Abschaffung der Veto-Option der Spitzenverbände für notwendig. In 
quantitativer Hinsicht ist insgesamt weniger die Bundes-, sondern vielmehr die Landes-
ebene für Allgemeinverbindlichkeitserklärungen relevant (international vergleichend: 
Schulten 2016).
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eine Reform des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (AÜL) forderte: Die Arbeitsbedingungen 
der Stammarbeitnehmer der Einsatzbetriebe sollten auch als Mindestarbeitsbedingungen für 
Leiharbeitnehmer ab dem ersten Tag ihres Einsatzes gelten. Ferner sollten der Einsatz auf 
einen sachlich begründeten, vorübergehend erhöhten Personalbedarf beschränkt und die 
Mitbestimmungsrechte der Interessenvertretung in den Entleihbetrieben erweitert werden. 
Mit dieser Forderung reagierten die Gewerkschaften auf die bekannte Diskriminierung von 
Leih- gegenüber Stammarbeitnehmern in den Entleihbetrieben sowie auf die zuvor (im Zuge 
des Job-AQTIV-Gesetzes) auf 24 Monate verlängerte Überlassungsdauer. Der Gesetzgeber griff 
diese Forderungen allerdings nicht auf, sondern nahm weitere Deregulierungsmaßnahmen vor 
– vor allem im Rahmen der bereits erwähnten Hartz-Gesetze. Die programmatischen Änderun-
gen ebneten jedoch den Weg, in Anbetracht zunehmender Bedeutung, die Arbeitsbedingungen 
der Leiharbeitnehmer tarifvertraglich zu regeln. 

Ein spezifisches Problem für die Regulierung der atypischen Beschäftigungsbedingungen 
bestand wegen der Existenz mehrerer Verbände auf beiden Seiten und der deshalb fragmen-
tierten Verhandlungsstrukturen. Auf Arbeitnehmerseite traten nicht dem DGB angehörende 
Gewerkschaften als Tarifkonkurrenten auf und stellten das zumeist bestehende Verhandlungs- 
bzw. Repräsentationsmonopol der DGB-Mitgliedsorganisationen in Frage. Seit 2002 führte bei-
spielsweise ein kleiner Arbeitgeberverband, der Arbeitgeberverband Mittelständischer Perso-
naldienstleister (AMP), Verhandlungen mit der Tarifgemeinschaft Christlicher Gewerkschaften 
für Zeitarbeit und Personalserviceagenturen (CGZP) und schloss aus seiner Sicht günstigere (in 
der Entlohnung niedrigere) Flächen- und Haustarifverträge, als sie mit DGB-Gewerkschaften 
möglich gewesen wären (Holst et al. 2008, Wagner 2010). 

Die DGB-Gewerkschaften bildeten wegen dieser Besonderheiten eine branchenübergreifen-
de Tarifgemeinschaft Zeitarbeit, so dass der DGB zum Akteur der Tarifpolitik wurde. Diese Ta-
rifgemeinschaft schloss mit den größeren Arbeitgeberverbänden (Bundesarbeitgeberverband 
der Personaldienstleister e.V. – BAP, Interessenverband Deutscher Zeitarbeitsunternehmen 
e.V. – IGZ) Tarifverträge ab, die aus Arbeitnehmersicht günstigere (gleichwohl immer noch be-
scheidene) Bedingungen bei den Bruttostundenlöhnen beinhalteten, als dies ohne Tarifvertrag 
der Fall war. Ihr Abschluss erwies sich trotzdem als schwierig, weil die Verhandlungsmacht 
aufgrund des niedrigen Organisationsgrades dieser atypischen Beschäftigtengruppe begrenzt 
blieb.

Ende 2010 sprach das Bundesarbeitsgericht der CGZP die Tariffähigkeit ab, weil sie die im 
Tarifvertragsgesetz (Par. 2 Abs. 3) formulierten Anforderungen an Tariffähigkeit nicht erfüllte 
bzw. ihr die soziale Mächtigkeit fehlte. Damit wurden die von ihr geschlossenen Tarifverträge 
unwirksam (zur Chronologie der Ereignisse siehe Sachverständigenrat 2011: Ziffer 493 ff.). 
Diese höchstrichterliche Entscheidung zu Dumping-Tarifverträgen in Verbindung mit späteren 
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Urteilen von Landesarbeitsgerichten begründeten Nachforderungen individuell betroffener 
Leiharbeitnehmer auf die Differenz zwischen den gezahlten und den Entgelten auf „equal 
pay“-Niveau.18 Außerdem sollten die beteiligten Entleihunternehmen die nicht-geleisteten 
Beiträge zur Sozialversicherung nachzahlen.

Ein Novum war ein 2010 in der Stahlindustrie geschlossener Tarifvertrag, der für Leihar-
beitnehmer „gleichen Lohn für gleiche Arbeit“ vorsah. In der Folgezeit gelang es einzelnen 
Gewerkschaften, auch in anderen Bereichen die Arbeitsbedingungen zu verbessern. Der im 
Frühjahr 2012 zwischen IG Metall und IGZ/BAP für die Metall- und Elektroindustrie geschlosse-
ne Tarifvertrag beinhaltete Branchenzuschläge (in Höhe von 15 bis 50 Prozent) in Abhängigkeit 
von der Länge der Einsatzzeit im Leihunternehmen (Burmeister 2012, Benassi/Dorrigatti 2015). 
Weiterhin musste das Unternehmen nach einer Einsatzzeit von 18 Monaten eine unbefristete 
Übernahme prüfen; nach 24 Monaten wurde ein Übernahmeangebot zur Pflicht. Abweichungen 
sind jedoch mit Zustimmung des Betriebsrats möglich (Schwitzer/Schumann 2013).19

Ähnliche Tarifverträge wurden in weiteren Branchen geschlossen, u.a. der chemischen 
Industrie und der Kautschukindustrie (Bispinck/Tarifarchiv 2013, Spermann 2013). Sie sahen 
ebenfalls nach der Überlassungsdauer gestufte Branchenzuschläge vor. Anlass dieser Verein-
barungen war die Drohung der damaligen Arbeits- und Sozialministerin mit einer gesetzlichen 
Regelung, falls die Tarifparteien sich nicht auf gleiche Entgelte für Stamm- und Leiharbeitneh-
mer einigen sollten. 

Diese Tarifverträge verbessern die Arbeitsbedingungen, ohne sämtliche Unterschiede zu 
NAV zu beseitigen. Das equal pay-Prinzip wird nicht vollständig realisiert, da die Entgeltlü-
cke zwischen Stamm- und Leiharbeitnehmern zwar verkleinert, aber nicht geschlossen wird 
(Doerflinger/Pulignano 2015, Helfen et al. 2015). Darüber hinaus bleibt die Breitenwirkung 
von Branchenzuschlägen begrenzt, aufgrund der faktisch häufig kurzen Überlassungsdauer 
(die zudem deutlich nach Branchen differiert): So hat etwa die Hälfte aller Leiharbeitsverträ-
ge eine Laufzeit von weniger als drei Monaten und folglich treten Klebe- oder Brückeneffekte 
kaum auf (Keller/Seifert 2013). Außerdem können die Ziele der Vereinbarungen durch häufige-
ren Austausch von Leiharbeitnehmern oder durch Ausweichen auf andere, weniger regulierte 
Beschäftigungsformen wie Werkverträge sowie durch Outsourcing konterkariert werden. Vor 
diesem Hintergrund kommen einige Beobachter zu einer ingesamt kritischen Bewertung: „Fur-
thermore, the collective agreements signed by the DGB unions for the agency sector set very 
low standards but made agency workers politically acceptable, making negotiations for works 
councils even more difficult“ (Benassi 2016: 17). Neben den Regelungen zum Entgelt erhalten 

18 Hintergrund ist die gesetzliche Regelung, dass die equal-pay-Bedingungen gelten, falls kein Tarifvertrag besteht, der abweichende Rege-
lungen trifft.

19 In einigen Unternehmen bestehen zudem Betriebsvereinbarungen, die für bestimmte Gruppen von Leiharbeitern höhere, mit der Einsatz-
zeit steigende Entgelte vorsehen als der Branchentarifvertrag.
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Betriebsräte des Entleihbetriebs auch zusätzliche Mitbestimmungs- und Kontrollrechte, deren 
Nutzung unterschiedlich erfolgt.

Das novellierte, seit Frühjahr 2017 geltende AÜL zur Regulierung von Leiharbeit und Werkver-
trägen soll zur „Stärkung der Tarifautonomie“ beitragen. Das AÜL (Par. 1, Abs. 1) begrenzt die 
Überlassungsdauer von Leiharbeitnehmern an einen Entleiher auf maximal achtzehn Monate. 
Diese Vorgabe entspricht der ursprünglichen Intention der Leiharbeit, nämlich der Deckung 
eines „vorübergehenden Bedarfs“ (etwa durch Auftragsspitzen), aber nicht eines dauerhaften 
Einsatzes im Entleihbetrieb. Tarifverträge oder Betriebsvereinbarungen der Einsatzbranchen 
können abweichende Regelungen im Sinne längerer Einsatzzeiten treffen (Par. 8, Abs. 2). 

So lässt beispielsweise in der Metallindustrie der Flächentarifvertrag Überlassungsdau-
ern von bis zu vier Jahren zu. An diesem Beispiel zeigt sich exemplarisch das grundlegende 
Dilemma. Einerseits folgern externe Beobachter: „Es kann nur vermutet werden, dass diese 
Vereinbarung dazu führt, dass sich für viele Leiharbeiter/innen … das Ziel einer Übernahme 
in ein reguläres Beschäftigungsverhältnis weiterhin nicht erfüllt und die Ungleichbehandlung 
zwischen Leiharbeitern und Stammbelegschaften zementiert wird“ (IAQ 2017: 6). Andererseits 
vertreten Betroffene gegenüber der Gewerkschaft die Position, dass sie es vorziehen, länger 
als Leiharbeitnehmer tätig zu sein als häufiger die Arbeitsstelle wechseln zu müssen.20 

Die Regelungen des AÜL beziehen sich auf den einzelnen Arbeitnehmer und nicht auf den Ar-
beitsplatz, sodass ein Austausch von Arbeitskräften möglich bleibt; Dauerarbeitsplätze können 
nacheinander mit verschiedenen Leiharbeitnehmern besetzt werden. Unterschiede zwischen 
tarifgebundenen und nicht-tarifgebundenen Unternehmen werden nicht gemacht; letztere kön-
nen getroffene Regelungen übernehmen. Nach neun Monaten ununterbrochener Überlassung 
gilt das Equal Pay-Prinzip; Leiharbeitnehmer erhalten dann das gleiche Arbeitsentgelt wie 
vergleichbare Stammarbeitnehmer. Aufgrund der durchschnittlich kurzen Einsatzzeiten im 
Entleihbetrieb (Keller/Seifert 2013) gilt die Regelung nur für einen begrenzten Teil der Leihar-
beitnehmer; rund die Hälfte profitiert nicht von der Änderung. Auch in diesem Punkt bestehen 
Öffnungsklauseln: Branchenzuschlagstarifverträge, die Abweichungen vorsehen, haben Vor-
rang („tarifdispositives Recht“).21 Schließlich dürfen Leiharbeitnehmer nicht als Streikbrecher 
eingesetzt werden (Par. 11, Abs. 5 AÜL).22 

20 Interview mit hauptamtlichen IGM-Vertretern 28.5.2018. Vgl. zur organisationsinternen Diskussion LabourNet (2017).
21 Das Bundesarbeitsgericht (BAG) entschied 2017, dass tarifliche Branchenzuschläge der Metallindustrie auch für Werkvertragsfirmen gel-

ten.
22 Durch diese Vorgaben können ähnliche (auch europa-)rechtliche Probleme und faktische Unsicherheiten wie bei den erwähnten tarifli-

chen Regelungen zur Gleichstellung entstehen (Absenger 2017).
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3.3 Lobbying (Makroebene)

Das Arbeits- und Sozialrecht ist trotz einiger Änderungen nach wie vor durch seine enge Ori-
entierung am traditionellen NAV gekennzeichnet; die Zweige der sozialen Sicherungssysteme 
werden nur allmählich und unvollständig an die skizzierten Veränderungen der Beschäfti-
gungsformen angepasst: So sind beispielsweise Minijobber nicht in die Arbeitslosenversiche-
rung einbezogen, ebenso wie die Integration in die Rentenversicherung, u. a. bei Solo-Selb-
ständigen, lückenhaft ist. Diese Verzögerungen beeinflussen die Handlungsalternativen der 
privaten Akteure auf sektoraler und betrieblicher Ebene (Keune 2015). 

In Anbetracht anhaltender Mitgliederverluste, rückläufiger tariflicher Deckungsraten sowie 
sinkender Verhandlungsmacht nehmen die Ressourcen der Gewerkschaften ab und die Kon-
trolle der Beschäftigungsbedingungen wird für sie schwieriger (Nienhüser 2014a). Dadurch 
nimmt die stets vorhandene Bedeutung von Lobbying, also der Makroebene, zu (international 
vergleichend: Pernicka/Holst 2007, Gumbrell-McCormick 2011). Diese politische Variante von 
„collective voice“ stellt dabei keine Alternative zur Mesoebene der tariflichen Auseinander-
setzung dar, das heißt zu Kollektivverhandlungen, und/oder Betriebspolitik. Sie ist vielmehr, 
besonders bei atypischen Beschäftigungsformen, als notwendige Ergänzung zu verstehen.23 
Sie ist besonders wichtig in Zeiten, in denen politische Koalitionen schwieriger werden, weil 
geeignete Partner, das heißt Parteien, kaum (noch) zu finden sind.

Das Ziel besteht in einer (gewissen) Neu- oder Re-Regulierung der rechtlichen Rahmen-
bedingungen spezifischer Probleme. Das Lobbying richtet sich vor allem auf den Teil der Be-
schäftigungsbedingungen, der üblicherweise nicht durch Kollektivverhandlungen, sondern 
per Gesetz festgelegt wird.24 Eine Ausnahme ist der Anfang 2015 eingeführte allgemeine Min-
destlohn, der nicht wie die skizzierten branchenspezifischen Mindestlöhne vertraglich ver-
einbart, sondern gesetzlich geregelt ist. Erstere setzen die jeweiligen Einzelgewerkschaften 
durch, letzterer bedarf kollektiver, über den Dachverband koordinierter politischer Initiativen, 
die über das ansonsten geltende Prinzip der Tarifautonomie hinausgehen. Dem Mindestlohn 
kommt aufgrund der genannten niedrigen tariflichen Deckungsraten besondere Bedeutung für 
atypisch Beschäftigte zu.

23 Eine international vergleichende Studie unterscheidet fünf Formen, die in nationalspezifischer Kombination Verwendung finden: „collec-
tive agreements […]; litigation […]; influencing the legislative process […]; mobilizing and organizing […]; media campaigns […]“ (Keune 
2013: 65).

24 Wir konzentrieren uns im Folgenden auf Beschäftigungsbedingungen und klammern andere Probleme, etwa der sozialen Sicherung, aus 
(Palier/Thelen 2010, Naczyk/Seeleb-Kaiser 2015).
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Die Bundesrepublik gehörte lange zu der Minderheit von EU-Mitgliedsländern, die über kei-
nen allgemeinen Mindestlohn verfügten; gleichzeitig besteht, wie erwähnt, ein großer und in 
den frühen/mittleren 2000er Jahren deutlich expandierender Niedriglohnsektor (Bosch/Kalina 
2008, Brenke/Kritikos 2017; in komparativer Perspektive: Mason/Salverda 2010). In diesem 
Bereich sind nicht ausschließlich, aber zu großen Teilen atypisch Beschäftigte tätig. Sie waren 
folglich vom Fehlen eines allgemeinen Mindestlohns im Vergleich zu NAV überproportional 
häufig betroffen (Destatis 2012). 

Nach langen Phasen des Zögerns aufgrund zwischengewerkschaftlicher Meinungsunter-
schiede zielte die politische Kampagne des DGB schließlich auf die Einführung des Mindest-
lohnes (Palier/Thelen 2010). Die Durchsetzung erwies sich als schwierig und mühsam. Die Ge-
werkschaften – bzw. ihr Dachverband DGB, vor allem auf Betreiben seiner Mitgliedsverbände 
der privaten Dienstleistungsbranchen (wie ver.di oder NGG) – gewannen im politischen Diskurs 
zwar allmählich breite Unterstützung für ihre Forderung, aber lange Zeit nicht die notwendige 
Mehrheit für eine politische Entscheidung. Die Forderung zielte auf die Umkehr von Strategie 
und Richtung einer Politik, die seit mehreren Jahrzehnten auf weitere Deregulierung des Ar-
beitsmarktes ausgerichtet ist.25

Die Aussichten dieser Aktivitäten als pressure group, die sich auf Verbesserung der recht-
lichen Rahmenbedingungen richteten, hingen letztendlich von Änderungen der politischen 
Mehrheitsverhältnisse ab, die nach den skizzierten Kontroversen über die rot-grüne Agenda zu 
Arbeitsmarktreformen schwierig waren. Anfang 2015 erfolgte die Einführung des gesetzlichen 
Mindestlohns in Höhe von 8,50 Euro pro Stunde durch die Große Koalition aus CDU/CSU und 
SPD. Anfang 2017 hob ihn die Bundesregierung entsprechend der Empfehlung der Mindest-
lohnkommission auf 8,84 Euro an. 

Tarifautonomie
Das Strukturprinzip der Tarifautonomie ist im Tarifvertragsgesetz vorgegeben. Diese 
Normsetzungsbefugnis bedeutet, dass die Tarifvertragsparteien die Entgelte und sons-
tigen Arbeitsbedingungen in eigener Verantwortung aushandeln (also ohne Interven-
tion staatlicher Institutionen); die innerhalb dieses autonom-selbstbestimmten Hand-
lungsspielraums mit prinzipiell offenem Ausgang frei formulierten und ausgehandelten 
Bedingungen werden wie staatlich gesetztes Recht garantiert. Eine inhaltliche Regle-
mentierung des Verhaltens der Tarifpartner seitens des Staates (z. B. durch hoheitlich 
verordnete Lohnleitlinien) ist rechtlich nicht zulässig.

25 Zu erwähnen bleibt die Bedeutung der Public-Relations-Arbeit mit dem Ziel der Aufklärung über bzw. die Skandalisierung von Beschäf-
tigungsbedingungen für den Erfolg der Kampagne. Die Möglichkeit einer Mobilisierung von Medienöffentlichkeit für gewerkschaftliche 
Zwecke betonen auf Basis von Fallstudien auch Bitterwolf/Seeliger (2013).
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Nach dieser Grundsatzentscheidung verschieben sich die Schwerpunkte des Diskurses 
auf Umsetzungsprobleme, unter anderem auf die Kontrolle der Einhaltung des Mindestloh-
nes durch die Finanzkontrolle Schwarzarbeit der Zollverwaltung (FKS) und Betriebsräte, auf 
Fragen der Erhöhung des Mindestlohns in regelmäßigen Abständen sowie auf die dadurch 
möglicherweise bewirkten Beschäftigungseffekte und weitere Anpassungsoptionen der Un-
ternehmen (Mindestlohnkommission 2016, Bruttel et al. 2018). Es ist jedoch davor zu warnen, 
die Bedeutung des Mindestlohnes zu überschätzen – er ist definitiv kein Allheilmittel zur Ver-
hinderung von Armut (Bruttel et al. 2018): So ist die Zahl der Aufstocker, die aufgrund ihres 
niedrigen Einkommens ergänzende Grundsicherungsleistungen in Anspruch nehmen müssen 
(rund 1,3 Millionen), durch die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns nur um 4,4 Prozent 
gesunken (Bruttel et al. 2018).

Der Staat bleibt – trotz Tarifautonomie und entgegen häufig vertretenen Meinungen – ein 
zentraler Akteur der Arbeitspolitik, da er die rechtlichen Rahmenbedingungen setzt und da-
durch die Optionen der Interessenvertretungen verändert.26 Er bleibt Adressat arbeits- und 
sozialpolitischer Forderungen der Gewerkschaften. Hierzu gehören vor allem (zu Einzelheiten 
Keller 2018):

 eine deutliche Einschränkung der Minijobs, vor allem die Streichung ihrer steuerlichen und 
sozialversicherungsrechtlichen Privilegierung, 

 die Einschränkung der Befristung, vor allem ihrer sachgrundlosen Variante gemäß Teilzeit- 
und Befristungsgesetz sowie eine Begrenzung ihrer Dauer, 

 die Wiedereinführung des Verbots der Synchronisation sowie der wiederholten Befristung 
ohne Sachgrund bei Leiharbeit, die Beschränkung der Überlassungsdauer und eine Stär-
kung der Informations- und Unterrichtungsrechte des Betriebsrats, 

 die stärkere Regulierung von Werkverträgen durch eine striktere Abgrenzung zur Leiharbeit.

Diese Forderungen lassen sich allerdings aus mehreren Gründen nur schwer – und allenfalls 
langfristig – durchsetzen. Zum einen vertreten die Arbeitsmarktparteien in dieser Hinsicht, 
wie nicht anders zu erwarten, konträre Interessen. Die zur Änderung des Status quo notwendi-
gen Mehrheiten sind kaum zu erreichen. Zum Anderen beziehen sich diese Forderungen – im 
Gegensatz zu der nach Einführung des allgemein-gesetzlichen Mindestlohns – auf einzelne 
Gruppen atypisch Beschäftigter. Ihre Durchsetzung bedarf somit der Solidarität beziehungs-
weise massiven Unterstützung anderer Gruppen, die selbst kaum unmittelbar tangiert sind und 

26 Der Vollständigkeit halber sind – über den Nationalstaat hinaus – auch drei EU-Richtlinien zu erwähnen, die in den Bereichen Teilzeitar-
beit (Richtlinie 97/81/EG), befristete Arbeitsverträge (Richtlinie 99/70/EG) sowie Leiharbeit (Richtlinie 2008/104/EG) Rahmenbedingun-
gen setzen. Zudem muss die (nationalstaatliche) Arbeitsgerichtsbarkeit genannt werden, die durch Urteile vor allem die individuellen 
Beschäftigungsbedingungen bei atypischen Formen beeinflusst.
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Gewerschaftliche Forderungen, schwierige Umsetzung: Beispiel Werkverträge
Diese Schwierigkeiten der Durchsetzung lassen sich an einem Beispiel verdeutlichen: 
Die aktuelle Entwicklung der Zunahme von Werkverträgen führt zu gewerkschaftlichen 
Forderungen nach einer eindeutigen gesetzlichen Abgrenzung von anderen Tätigkeiten, 
die Unternehmer- und Arbeitgeberverbände sehen hingegen keinen Handlungsbedarf. 
Die Vorstellungen der Tarifpartner liegen somit weit auseinander. Hinzu kommt, dass 
trennscharfe Kriterien des Fremdpersonaleinsatzes schwierig zu bestimmen sind. Das 
Bundesarbeitsministerium (BMAS) unternahm 2015 den Versuch, die in der ständi-
gen Rechtsprechung entwickelten Abgrenzungskriterien zu kodifizieren, die abhängige 
von selbstständiger Tätigkeit unterscheiden (BMAS 2015). Es wird vorgeschlagen, eine 
„wertende Gesamtbetrachtung aller Umstände des Einzelfalls vorzunehmen“. Der 2018 
geschlossene Koalitionsvertrag der großen Koalition von CDU/CSU und SPD sieht ledig-
lich vor, das Statusfeststellungsverfahren für Selbstständige zu vereinfachen und das 
2017 reformierte AÜL 2020 zu evaluieren. Eine Konkretisierung der Absicht erfolgt nicht.

andere, möglicherweise sogar widerstreitende Präferenzen haben – bei denen sie im Fall der 
Realisierung der Forderungen (wohl) Abstriche machen müssten.
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4 Organisierung atypisch Beschäftigter

4.1 Allgemeine Probleme

Die Rekrutierung bzw. Organisierung neuer Mitglieder aus den heterogenen Gruppen der aty-
pisch Beschäftigten ist in analytischer Perspektive von der Vertretung ihrer Interessen bzw. 
der Durchsetzung von Verbesserungen ihrer Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen zu un-
terscheiden; wie zuvor schon angedeutet, hängen diese organisationsexternen und -internen 
Dimensionen faktisch allerdings eng zusammen. Das „organizing of the unorganized“ steht 
nicht im Mittelpunkt unserer auf Erklärung ausgericheteten Betrachtung. Da bereits mehrere 
Analysen vorliegen (Pernicka/Aust 2007b, Vandaele/Leschke 2010, allgemein: Dribbusch 2003, 
aktuell: Hirschel/Krämer 2016, Höhn 2016), skizzieren wir lediglich knapp einige grundlegende 
Probleme.27 Generell gilt die Erfahrung: „Organizing precarious workers has proven a daunting 
task and traditional recruitment channels largely fail“ (Keune 2013: 68). 

Kleinere Gewerkschaften (wie die Gewerkschaft Nahrung, Genuss, Gaststätten – NGG), 
die aufgrund ungünstiger Branchenbedingungen mit kleineren Betriebsgrößen über niedrige 
Organisationsgrade und daher geringere Ressourcen verfügen, haben allgemein größere Pro-
bleme als etwa die IG Metall, Initiativen zur Mitgliedergewinnung zwecks Ausbau ihrer (vor 
allem tarifpolitischen) Handlungsfähigkeit durchzuführen. Branchenspezifische Unterschiede 
von Aktivitäten, etwa zwischen der hochgradig organisierten Stahl- und der kaum organisier-
ten Fleischindustrie, lassen sich durch diese ungleichen Voraussetzungen erklären.28 Daher 
gilt: „[P]articularly in the private services, unions do not have sufficient bargaining strength 
to avoid low wages and increasing flexibility“ (Keune 2015: 389). Schließlich hat der Anteil der 
atypisch Beschäftigten an den Mitgliedern einen Einfluss auf die Entscheidung, ob Maßnahmen 
ergriffen werden (Heery 2009). Bei niedrigen Organisationsgraden werden kaum entsprechen-
de Initiativen eingeleitet, die aber notwendig wären, um die Organisationsgrade zu erhöhen. 
Alle Versuche, atypisch Beschäftigte zu organisieren, erfordern zudem organisationsintern die 
Mobilisierung umfangreicher, aber knapper personeller und finanzieller Ressourcen. Deren in-
terne Umverteilung kann konfliktträchtig sein, weil sie zu Lasten bereits organisierter Gruppen 
erfolgt (Kornelakis/Voskeritsian 2018). Maßnahmen zur Reallokation von Ressouren zwecks 
Unterstützung unterfinanzierter Bereiche wären notwendig, sind aber, vor allem in Zeiten stag-
nierender oder sogar schrumpfender Budgets, schwierig umzusetzen. Erforderliche Strategien 

27 Auf die andere, selten behandelte Seite des Problems, Mitglieder nicht nur zu gewinnen, sondern durch Sicherung ihrer Loyalität (im 
Sinne von Hirschman 1974) auch dauerhaft an die Organisation zu binden, gehen wir ebenfalls nicht ein (international komparativ: Gos-
linga/Sverke 2003). 

28 Die wenigen vorliegenden Studien befassen sich vor allem mit der Metallindustrie bzw. dem verarbeitenden Gewerbe.
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„include campaigns to raise awareness; mobilisation drives in specific sectors; provision of 
services designed to meet workers’ needs; collective agreements; legal action; policy forma-
tion; advocacy for new laws and creative use of a range of media“ (TUC 2017: 9). 

Für die Gewerkschaften besteht in ökonomischer Perspektive ein selten explizit angespro-
chenes, schwierig zu lösendes Kosten-/Nutzen-Problem: Möglicherweise „lohnen“ sich An-
strengungen der Organisierung (kurz- und mittelfristig) nicht. Die „Werbungskosten“ pro Mit-
glied sind bei atypischen Beschäftigten viel höher als bei Beschäftigten in NAV und müssen 
somit durch diese querfinanziert werden – was, dies zeigt eine Studie am Fall Italiens, dazu 
führt, dass Branchengewerkschaften oftmals darauf verzichten (Gumbrell-McCormick/Hyman 
2013: 64). Hinzu kommt, dass, falls überhaupt Mitglieder gewonnen werden, deren Beiträge 
aufgrund ihrer niedrigen Einkommen unterdurchschnittlich sind und nur in geringerem Maße 
zum Budget der Gewerkschaft beitragen als die Beiträge von Mitgliedern in NAV.29 Ob sich die-
se ungünstige Kosten-/Nutzenrelation mittel- und langfristig ökonomisch durch den Wechsel 
des Beschäftigungsstatus der neuen Mitglieder in ein NAV ändert, oder zumindest (organisa-
tions-)politisch rentiert – zum Beispiel durch den Abschluss eines Kollektivvertrages bzw. die 
Rekrutierung neuer Mitglieder, die später eine zusätzliche Ressource in Prozessen der Inter-
essendurchsetzung darstellen können (allgemein: Dribbusch 2003) –, bleibt ungewiss. Mögli-
cherweise besteht die Notwendigkeit einer dauerhaften Subventionierung dieser Aktivitäten. 

Schließlich können bei der späteren Repräsentation heterogener Interessen ebenfalls 
Konflikte zwischen Stamm- und Randbelegschaften auftreten (Gumbrell-McCormick/Hyman 
2013: 21). „This created organizational pressures in accommodating new members within 
established union structures and coordinating the interests of different groups who may be 
perceived as competing for the same work […]. Unions face the risk of alienating traditional 
members through the representation of new members with competing interests. Yet this has to 
be balanced against the danger of undermining the nascent union attachment of new members 
through a perceived failure to represent their interests or of favouring the interests of others“ 
(MacKenzie 2010: 154, ähnlich: Heery/Abbott 2000: 166 sowie Simms/Dean 2015: 188). 

Angesichts dieser kritischen Punkte wird der Einsatz für spezifische Interessen atypisch 
Beschäftigter vor allem mit Gleichbehandlungs-, Gerechtigkeits- sowie Solidaritätsargumen-
ten begründet.30 Denn trotz der genannten Schwierigkeiten besteht wegen der skizzierten 
langfristigen Mitgliederentwicklung sowie des steigenden Umfangs dieser Formen und ihrer 

29 Die Studie zum Beispiel Italien zeigt „the problem of crosssubsidizing the recruitment and representation of precarious workers, which 
almost inevitably involve more resource costs per member than for ,typical‘ workers. The relative transparency of such cross-subsidies 
makes it more likely that sectoral unions will resist the shift in resource allocation required“ (Gumbrell-McCormick/Hyman 2013: 64).

30 Diese normative Argumentation wird auch in einigen Studien sichtbar. So folgert eine Studie über Belgien bzgl. Leiharbeitern: „In gene-
ral, trade union representatives should be made aware of the consequences of discriminatory behaviour on the shop floor and should 
get incentives to defend TWA (temporary work agency, B.K.) employees, because they are expected to defend all workers in an organiza-
tion and not only those who are in permanent employment“ (Bosmans et al 2015: 19).
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möglichen weiteren Zunahme die Notwendigkeit, atypisch Beschäftigte zu organisieren. So 
stimmt es, dass die Zunahme dieser Beschäftigungsformen „has created one of the major chal-
lenges facing trade unions in Europe today“ (Gumbrell-McCormick 2011: 293). Ihre lange Zeit 
vernachlässigte, systematische Organisierung entwickelt sich nicht nur zur Herausforderung 
im Rahmen der häufig diskutierten „Revitalisierung der Gewerkschaften“ (Frege/Kelly 2004, 
Verma/Kochan 2004), sondern nahezu zur Frage ihres Überlebens in turbulenten Umwelten. 
Jedoch: „Also from the unions’ perspective, these employees are much more difficult to recruit, 
and because of restricted resources but also an intra-democratic representative logic, unions 
concentrate on organizing the already well-organized groups“ (Ebbinghaus et al. 2011: 112).

Die traditionell dominierende Orientierung weiterer Organisierungsaktivitäten auf die ge-
werkschaftlichen „Hochburgen“ einzelner Branchen bzw. Unternehmen stellt jedoch keine 
realistische Alternative mehr dar, weil sie auf die langfristig schrumpfenden Kerngruppen in 
bereits hochgradig organisierten Bereichen beschränkt bleibt und die wachsenden „weißen 
Flecken“ ausblendet. Auch der gelegentlich unternommene Versuch, die Mitgliederzahlen 
durch Zusammenschlüsse von Gewerkschaften zu erhöhen, verfehlt sein eigentliches Ziel, da 
keine neuen Mitglieder gewonnen werden bzw. der Organisationsgrad sich nicht ändert – es 
kommt lediglich zu internem, nicht aber zu externem Wachstum.

Anders formuliert: Wie in der Vergangenheit sind auch in Zukunft Anpassungen der gewerk-
schaftlichen Repräsentationsstrukturen und Politiken an veränderte Rahmenbedingungen des 
Arbeitsmarktes bzw. des Beschäftigungssystems notwendig zur Sicherung des organisatori-
schen Überlebens bzw. der Existenz. Zudem würden erfolgreiche Versuche der Organisierung 
atypisch Beschäftigter die (politische) Legitimität verbessern: „Unions perceived as focusing 
too heavily on defending members‘ interests, instead of extending gains to those without union 
representation, undermine their legitimacy among non-members and the broader community“ 
(Wright 2013: 293).

Neben den oben erwähnten gewerkschaftsinternen Gründen gibt es weitere Punkte, die die-
se notwendigen Anpassungen an den Wandel der Organisationsumwelten durch Organisierung 
der „weißen Flecken“ schwierig gestalten: 

 Atypische Beschäftigte haben häufig eine niedrigere Organisations- bzw. Mitgliedschafts-
neigung im Sinn einer subjektiven Verhaltensdisposition (Schlese 2015) als Beschäftigte in 
NAV, unter anderem weil ihre Interessen, wie bereits dargestellt, in der gewerkschaftlichen 
Willensbildung sowie beim Abschluss von Tarifverträgen kaum repräsentiert werden, aber 
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auch weil sie weniger Kontakte sowohl zu Gewerkschaftsmitgliedern als auch zu Hauptamt-
lichen haben (Pernicka/Holst 2007).31 

 Weiterhin sind sie aufgrund bestimmter Charakteristika ihrer Beschäftigungsbedingungen – 
das heißt begrenzte Arbeitszeiten bei Minijobs, Einsatz in verschiedenen (Entleih-)Betrieben 
bei Leiharbeit, kürzere Beschäftigungsdauer sowie hohe Fluktuationsraten bei Befristung 
– weniger in die Interaktionsnetzwerke der betrieblichen Arbeitszusammenhänge integ-
riert und daher schwieriger zu erreichen bzw. zu organisieren (Malo 2006, Gallagher 2008, 
MacKenzie 2010, Hakansson/Isidorsson 2014, international vergleichend: Ebbinghaus et al. 
2011). In international-vergleichender Perspektive gilt: „Probably the atypically employed 
have weaker ties to their current workplace as a result of their shorter working time of job 
tenure“ (Ebbinghaus et al. 2011: 112). 

 Schließlich können aufgrund des Widerstands von Management und Arbeitgebern zusätzli-
che externe Barrieren für Organisierungsanstrengungen bestehen. Eine „klassische“ Orga-
nisationsstudie fasst US-amerikanische Erfahrungen diesbezüglich wie folgt zusammenfas-
sen: „Externalization helps avoid unions in several ways[. …] From the point of view of the 
focal organization, it reduces the number of workers who are potential organizing targets. 
It also provides a threat for workers currently in the firm, namely, that subcontracting or the 
use of free-lancers or temporaries is possible in the future“ (Pfeffer/Baron 1988: 289).

Neue Formen der Organisierung müssen entwickelt und implementiert werden, „um der 
Neigung […], sich auf Beschäftigte in Normalarbeitsverhältnisse zu konzentrieren“ (Schlese 
2015: 15), entgegenzutreten. Erfahrungen hinsichtlich dieser Organisierungsversuche liegen 
vor allem in den angelsächsischen Ländern vor (zusammenfassend: Heery 2015, zu Fragen der 
Übertragbarkeit: Rehder 2014, Thomas 2016, Nicklich/Helfen 2018). Diese meist ressourcenin-
tensiven Experimente (Bremme et al. 2007) können scheitern, da sie unter der Randbedingung 
von Unsicherheit und gegen den Widerstand des Managements durchgeführt werden. Sie sind 
jedoch alternativlos, wenn sie nachhaltig sein sollen. 

Betriebsräte agierten traditionell als Rekrutierungsinstanzen (Dribbusch 2003) und er-
schlossen insofern wichtige Ressourcen für die Gewerkschaften. Wie skizziert, bestehen in 
einer erheblichen Zahl von (nicht nur kleineren) Unternehmen aber keine Betriebsräte, oder sie 
sind aufgrund eines veränderten Rollenverständnisses weniger als in der Vergangenheit bereit, 
sich entsprechend zu engagieren – zum Beispiel, weil diese Aktivitäten nicht zu ihren offiziel-
len Aufgaben gehören (Behrens 2005).  Weiterhin nimmt der Anteil der nicht gewerkschaftlich 

31 Fallstudien zu Onsite-Werkverträgen resümieren, dass „der gewerkschaftliche Organisationsgrad der Werkvertragsarbeitskräfte nahe 
null“ (Hertwig et al. 2015a, 2015b) liegt. Auf Basis anderer Fallstudien wird ähnlich argumentiert: „Es bedarf keiner sozialwissenschaft-
lichen Studie, um zu wissen, dass der gewerkschaftliche Organisationsgrad im Bereich der Leiharbeit gegen Null geht[, …] alle Betriebs-
räte bestätigen den Fakt, dass die Organisierung der LeiharbeiterInnen sehr schwierig sei“ (Artus/Roßmeißl 2012: 76).
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organisierten Betriebsräte zu und beträgt derzeit circa 25 Prozent. Aus diesen Gründen ist zu 
erwarten, dass die Bedeutung nicht nur von Ehren- und Hauptamtlichen, sondern vor allem von 
professionellen „Organizers“ als neuen Akteuren mit bereichsspezifischen Kenntnissen und 
differenzierten Aufgaben der Mitgliedergewinnung zunehmen wird (Raffo 2008).

Olson argumentiert, dass Individuen großen Organisationen nicht beitreten und Trittbrett-
fahrerverhalten vorziehen, weil sie von bestimmten Dienstleistungen (wie den Ergebnissen von 
Tarifverhandlungen) auf jeden Fall profitieren (Olson 1965). Diese Organisationen müssen daher 
selektive Anreize schaffen und Angebote machen, die nur ihren Mitgliedern zu Gute kommen. 
Die notwendigen Dienstleistungen für Mitglieder in atypischen Beschäftigungsverhältnissen 
müssen demnach andere sein als die Standardangebote für Mitglieder in NAV (zu Beispielen: 
Heery/Abbott 2000). Das gilt beispielsweise für Solo-Selbstständige, die grundlegende, indi-
vidualisierte Arbeitsmarktinformationen, Beratung zu Vertragsfragen und Informationen über 
marktübliche Honorare sowie zur sozialen Absicherung benötigen – Themen, die für Beschäf-
tigte in NAV keine Rolle spielen (Mirschel 2008). Diese Notwendigkeiten und Erwartungen vor 
allem an spezifische, vor allem individualisiert-tätigkeitsbezogene Beratungsleistungen im 
Sinne der Bereitstellung von Gütern und Dienstleistungen, von denen bestimmte Mitglieder-
grupen profitieren, erfordern den Einsatz zusätzlicher Ressourcen, wenn Organisierungsan-
strengungen erfolgreich sein sollen.

In Bezug auf die Vertretung dieser heterogenen Interessen stellt sich, wie schon mehr-
mals erwähnt, die Frage nach der konkreten Ausgestaltung der Repräsentationsstrukturen 
und -strategien. Die Lösung kann durch Änderungen innerhalb bestehender oder den Aufbau 
eigenständiger Organisationen erfolgen (Gumbrell-McCormick 2011). So gibt es in mehreren 
Ländern, unter anderem den Niederlanden, Beispiele für unabhängige Gewerkschaften dieser 
Gruppen (Schulze Buschoff/Schmidt 2007, Voss et al. 2013). Auch in komparativer Perspektive 
gilt, dass die Organisierung atypischer Beschäftigter in eigenständigen Gewerkschaften deut-
lich einfacher zu bewerkstelligen scheint als die Integration in bestehende Organisationen 
(Gumbrell-McCormick 2011: 302).

Aber auch bei bestehenden Gewerkschaften ist die Frage, ob die Vertretung innerhalb 
bereits vorhandener Strukturen erfolgt oder intern besondere Repräsentationsstrukturen eta-
bliert werden sollen (Heery 2009, Heery/Abbott 2000). Eine intensivierte Vertretung dieser 
Gruppen verändert die traditionell vorhandenen Gewerkschaftsstrukturen, indem sie unab-
hängige formale Repräsentationsorgane, wie eigenständige Personengruppen (u. a. für So-
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lo-Selbständige), erfordert (international vergleichend: Pulignano et al. 2016). Dadurch führen 
sie zu größerer Heterogenität der Organisationsstrukturen sowie zu interner Umverteilung von 
Ressourcen zu Lasten etablierter Gruppen.32

4.2 Formspezifische Probleme

In der Einleitung haben wir bereits auf die Notwendigkeit hingewiesen, die einzelnen Formen 
atypischer Beschäftigung zu unterscheiden. Dieser Zusammenhang wird u.a. am Beispiel der 
Organisierung deutlich.

Teilzeitbeschäftigung
Die lange Zeit einzige (potentielle) Ausnahme hinsichtlich der ansonsten prekär aufgestell-
ten Interessenvertretung atypisch Beschäftigter war die Teilzeitbeschäftigung. Mit inzwischen 
mehr als einem Viertel aller abhängig Beschäftigten stellt sie in quantitativer Hinsicht mit Ab-
stand die wichtigste Form dar, die wesentlich zur Zunahme atypischer Beschäftigung beiträgt 
(Keller/Seifert 2013). Die spezifischen Interessen werden grundsätzlich wegen der großen Zahl 
sowie der säkular zunehmenden Bedeutung dieser Beschäftigungsform am ehesten vertreten. 
Zuständig sind aufgrund der ungleichen Verteilung auf Branchen – vor allem in Gastgewerbe, 
Gesundheitswesen, Erziehung und Unterricht ist Teilzeitbeschäftigung verbreitet – besonders 
die Gewerkschaften der privaten Dienstleistungsbranchen. Der Gleichbehandlungsgrundsatz 
(„gleicher Lohn für gleiche Arbeit“) ist inzwischen politisch akzeptiert. Teilzeit ist europarecht-
lich verankert (Richtlinie 97/81/EG) sowie national im Teilzeit- und Befristungsgesetz umge-
setzt. Am Beispiel Teilzeit lässt sich ein grundsätzliches Problem verdeutlichen: Formen atypi-
scher Beschäftigung weisen allgemein eine ausgeprägte geschlechtsspezifische Komponente 
auf. Frauen sind bei sämtlichen Formen – mit Ausnahme der Leiharbeit – mehr oder weniger 
deutlich überrepräsentiert (Keller/Seifert 2013). Auch Teilzeitbeschäftigung folgt nach wie vor 
dem traditionellen Familienmodell bzw. dem „male breadwinner model“, das in Deutschland 
trotz jüngster Reformen immer noch begünstigt wird – beispielsweise durch unzureichende 
Kinderbetreuungs- oder fehlende Ganztagsschulangebote (ILO 2016: 142).33 Der gewerkschaft-
liche Organisationsgrad von Frauen ist folglich – auch in Zeiten des „adult worker model“ – 
nach wie vor wesentlich niedriger als der von Männern (Greef 2014).

32 Eine Analyse von zwei Beispielen erfolgreicher Organisierung spezifischer Gruppen in England schließt: „Of particular importance is that 
collective bargaining and joint regulation structures exist in these sectors (entertainment industry and higher education, B.K.) and that 
the process of building solidarities within the group, between the group and other parts of the union, and with groups outside, is central 
to overcoming some of the significant barriers to mobilisation“ (Simms/Dean 2015: 189). 

33 So heißt es bei der ILO (2016: 142): „For example, in Germany, women’s participation in the labour force has trailed that of northern 
Europe because of tax policies that punish second earners, morning-only schooling, inadequate childcare facilities and a social security 
system based on a full-time breadwinner. Although Germany is in the process of extending schooling and improving access to childcare, 
these reforms are recent.“
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Mini- und Midijobs
Mini- und Midijobber sind kaum organisiert, ihre spezifischen Interessen werden (daher) 
unzureichend vertreten (Apitzsch et al. 2015). Diese Gruppen sind nur in geringem Maße in 
betriebliche Arbeits- und Partizipationszusammenhänge eingebunden und wegen fehlender 
Kommunikationsstrukturen schwierig zu erreichen. Ein Teil sind zudem Studierende und Rent-
ner, die sich nicht primär als abhängig Beschäftigte verstehen und nur für einen begrenzten 
Zeitraum diese Beschäftigung ausüben (Keller/Seifert 2013). Aufgrund der Branchenverteilung 
bestehen die Probleme nicht nur für ver.di – hier sind insbesondere die Fachbereiche Handel 
und Besondere Dienstleistungen betroffen, sondern unter anderem auch für die NGG. 

Leiharbeit
Aus Unternehmenssicht ist Leiharbeit (offizielle Bezeichnung: gewerbliche Arbeitnehmerü-
berlassung) langfristig ein zunehmend wichtigeres Instrument externer Flexibilisierung mit 
dem Ziel der Kostensenkung. Aus Gewerkschaftssicht sind diese Arbeitnehmer eine weitere 
rele vante Zielgruppe vor allem wegen der deutlichen Zunahme der Leiharbeit nach der Verab-
schiedung der Hartz-Gesetze (Meyer 2010, Promberger 2012b, Benassi/Dorrigatti 2015). Das 
Problem der Interessenvertretung besteht aufgrund der Branchenverteilung dieser Beschäf-
tigungsform in besonderem Maße für die IG Metall, zunehmend auch für die Gewerkschaften 
der Dienstleistungssektoren (Wölfle 2008) – und führte zu Reaktionen: In einigen Branchen 
(vor allem in der Metall- und chemischen Industrie) vereinbarten, wie bereits skizziert, die Ta-
rifparteien Branchenzuschläge, die mit längerer Einsatzdauer schrittweise die Einkommensun-
terschiede zu den Stammarbeitnehmern verringern. Die Gewerkschaften sind deutlich stärker 
als früher um die Vertretung der spezifischen Interessen von Leiharbeitnehmern bemüht – und 
werden diese Politik fortsetzen.

Beschäftigungsverhältnisse und Geschlecht
Das bereits mehrfach erwähnte NAV basierte auf einer bestimmten Form der familialen 
Arbeitsteilung, bei der der Mann Vollzeit erwerbstätig war und den Lebensunterhalt si-
cherte, während die Frau die Haus- und Familienarbeit übernahm (Alleinverdiener- oder 
Ernährermodell). Bei dieser geschlechtsspezifischen Arbeits- und Rollenverteilung hing 
die soziale Sicherung der Frau von der des Mannes ab. Auch in Zeiten zunehmender 
Erwerbstätigkeit sind Frauen häufig nicht Vollzeit erwerbstätig; so beträgt ihr Anteil an 
den Teilzeitbeschäftigten über 80 Prozent (Zuverdienermodell). Ein partnerschaftliches 
Modell setzt eine Erwerbstätigkeit in vergleichbarem Ausmaß voraus.
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Befristungen
Befristet Beschäftigte stellen für Gewerkschaften eine schwierig zu erreichende Gruppe dar, 
vor allem da eine Dauerhaftigkeit der Mitgliedschaft erreicht werden soll. Ihre im Vergleich zu 
NAV geringere Beschäftigungsstabilität bzw. höhere Fluktuationsrate führen zu Problemen, 
welche nicht ausschließlich durch neue Formen der Rekrutierung zu lösen sind, sondern dar-
über hinaus neue Strategien zur Sicherung einer Mitgliedschaft trotz häufiger Betriebs- bzw. 
Unternehmenswechsel erfordern. 

Das Beispiel der Befristung verdeutlicht ein generelles Problem: „[O]pposition to precarious 
work has also meant, in practice if not by design, that many unions have excluded precarious 
workers, for example, by limiting membership to those working over a specific number of hours 
or with a particular contract of employment. The German IG Metall, for example, traditionally 
refused to organize TAW (temporary agency work, B.K.) workers on the ground that this would 
give temporary work ,legitimacy‘“ (Gumbrell-McCormick 2011: 300). In diesen Fällen finden 
die häufig anzutreffenden Exklusionsstrategien nicht nur faktisch statt, sondern werden durch 
formale Regeln legitimiert (Heery/Abbott 2000). 

Werkverträge
Werk- und Dienstverträge sind kein neues Phänomen. Sie sind in einer arbeitsteiligen Wirt-
schaft in einzelnen Branchen (wie der Bauwirtschaft) als Vertragsform und „klassisches“ 
Flexi bilisierungsinstrument seit langem etabliert und im Bürgerlichen Gesetzbuch kodifiziert 

Formen und Verbreitung von Werkverträgen
Die Ausprägungen dieser vertraglichen Vereinbarungen sind unterschiedlich; sie rei-
chen von Onsite-Werkverträgen, die im Betrieb bzw. auf dem Werksgelände des Auf-
traggebers ausgeführt werden (Hertwig et al. 2015a), bis zu (Solo-)Selbstständigen, 
die als Werkvertragsnehmer tätig werden (Seifert et al. 2015, Seifert/Amlinger 2016). 
Hochrechnungen für 2012 ergeben, dass 4,5 Millionen (13 Prozent) der Erwerbstätigen 
als Fremdarbeitskräfte im weiteren Sinne tätig waren (Schlese 2014). Eine Umfrage bei 
Betriebsräten im Organisationsbereich der IG BCE zeigt, dass in zwei Drittel der Betrie-
be aktuell Fremdbeschäftigung stattfindet. Größere Betriebe nutzen diese Vertrags-
form eher, die häufigsten Betriebsbereiche sind Reinigung, Instandhaltung, Kantine 
und Logistik. Bei gut einem Drittel der Betriebe gibt es Abgrenzungsschwierigkeiten 
zwischen Fremdbeschäftigung und eigenen Arbeitnehmern vor allem in den Bereichen 
Instandhaltung, Forschung und Entwicklung sowie Produktion (Bellmann et al. 2015).  
Zu bedenken bleibt jedoch, dass valide Daten zum Umfang aufgrund der rechtlichen 
Unbestimmtheit und faktischen Grauzonen kaum zu ermitteln sind.
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(Par.631 – 651 BGB).  Vereinbart wird die Erstellung eines Werkes für den Auftraggeber bei 
Übernahme der Verantwortung für das Ergebnis durch den Auftrags- bzw. Werkvertragsnehmer. 

In jüngster Zeit nimmt die Zahl der Werkverträge zu – unter anderem infolge der Verteuerung 
von Leiharbeit durch die Vereinbarung branchenspezifischer Mindestlöhne.34 Werkverträge 
umfassen nicht mehr nur Rand- (z. B. Kantinen), sondern auch Kernbereiche der betrieblichen 
Wertschöpfungsketten (wie Produktion oder Instandhaltung), dadurch wird die eindeutige Un-
terscheidung interner und externer Arbeitsmärkte erschwert. Seit der Öffnung der nationalen 
Arbeitsmärkte nach der EU-Erweiterung steigt zudem die Zahl der osteuropäischen Werkver-
tragsunternehmen. Daher besteht für die weitere Analyse die empirisch fundierte Vermutung, 
dass in bestimmten Branchen (wie Fleischindustrie, Einzelhandel, Gastgewerbe) Schein-Werk-
verträge, die mit Fremdfirmen geschlossen werden, auch zur Verschleierung illegaler Arbeitneh-
merüberlassung Verwendung finden (vgl. zu Werkverträgen in der Fleischindustrie: Brinkmann/
Nachtwey 2014, Wagner/Hassel 2016).35 Eine aktuelle Studie resümiert: „Unsere Ergebnisse 
legen den Schluss nahe, dass Nutzungsweisen von Onsite-Werkverträgen weit verbreitet sind, 
die man (zumindest) als rechtlich problematisch einordnen muss“ (Hertwig et al. 2016b: 145).

Das Ziel der Unternehmen besteht in Risikominimierung beziehungsweise Erzielung von 
Kostenvorteilen durch Flexibilisierung des Personaleinsatzes, die in numerischer wie funk-
tionaler Hinsicht erfolgen kann. Folgen dieser Praxis sind Unterschiede bei Entgelten und 
Arbeitszeiten sowie Lücken bei Beiträgen zur Sozialversicherung sowie die Umgehung von 
Informationsrechten des Betriebsrats.

4.3 Exkurs: Solo-Selbstständigkeit

Die lange Jahre wachsende, inzwischen abnehmende Gruppe der Selbstständigen lässt sich un-
terteilen in Selbstständige mit weiteren Beschäftigten und Solo-Selbstständige. Letztere bilden 
eine heterogene Gruppe, deren Status zwischen abhängiger Beschäftigung und selbstständiger 
Tätigkeit nicht immer eindeutig bestimmt ist bzw. deren Grenzen (u. a. zur Scheinselbststän-
digkeit und illegalen Arbeitnehmerüberlassung) rechtlich wie faktisch schwierig festzulegen 
sind. Folglich sind auch Aussagen über den Umfang missbräuchlicher Solo-Selbstständigkeit 
schwer zu treffen. Im Jahr 2015 schätzte eine Studie, dass in Deutschland 1,2 Millionen Externe 
„potenziell scheinselbständig tätig“ sind – und der „Schaden für die Sozialversicherungssys-
teme […] vorsichtig geschätzt jährlich über drei Milliarden Euro“ (Ernst & Young 2015) beträgt.  

34 Insofern kann argumentiert werden, dass eine „regulatory arbitrage“ nicht nur auf Finanz-, sondern auch auf Arbeitsmärkten besteht.
35 Die Beweisführung ist jedoch schwierig, besonders wenn gleichzeitig eine Erlaubnis zur gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung 

vorliegt. Kritiker fordern daher die Umkehr des Beweislastverfahrens im Verdachtsfall durch Änderung des AÜL: Der Arbeitgeber müsste 
dann den Nachweis erbringen, dass es sich um einen Werkvertrag handelt (Brors/Schüren 2014).
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Die Schwierigkeiten der Organisierung atypisch Beschäftigter lassen sich exemplarisch am 
Beispiel dieser Gruppe darstellen. „Bei den Vollzeitbeschäftigten gibt ein knappes Fünftel an 
Gewerkschaftsmitglied zu sein. Bei den Teilzeitbeschäftigten sind es nur wenig mehr als 10 
Prozent. Bei den Solo-Selbstständigen geben immerhin fast 3 Prozent eine Gewerkschafts-
mitgliedschaft an“ (Arnold et al. 2015: 43). Diese „nicht-betriebsgebundenen Erwerbstätigen“ 
sind also (noch) schwieriger zu organisieren als die übrigen Gruppen und gehören nicht zu den 
traditionellen Zielgruppen gewerkschaftlicher Aktivitäten. Sie sind aufgrund ihres Status mit 
dem „klassischen“ Instrument der Interessenvertretung, dem Abschluss von Kollektivverträ-
gen, nicht zu erreichen und auch ein rechtlicher Rahmen fehlt weitgehend – ebenso wie eine 
wirksame Vertretung durch Betriebsräte. Eine international komparative Studie gelangt zu 
folgendem Schluss: „[O]wing to the heterogeneity of this group, social partners scarcely rep-
resent great parts of self-employed workers [. …] While employer associations and trade union 
federations provide services to the self-employed through information and legal assistance, 
they rarely represent their interests in the area of collective bargaining“ (European Parliament 
2013: 31; ähnlich: 91).

Einige Gewerkschaften (IG BAU, GEW, ver.di, seit 2016 auch IG Metall) versuchen, auch Solo-
Selbstständige zu organisieren. Die Erweiterung der Mitgliedschaftsoption über den Kreis der 
abhängig Beschäftigten der eigenen Organisationsdomäne hinaus erfordert Änderungen der 
Satzungen. Diese Modifikationen der Exklusions- bzw. Inklusionsprinzipien finden erst bei 
erheblichem externem Anpassungsdruck statt.  

Die IG Medien versuchte als erste Gewerkschaft, die kaum kollektiv abgesicherten, hochgra-
dig individualisierten Beschäftigungsbedingungen von Freiberuflern zu regeln. Ver.di, deren 
Mitglied die IG Medien durch den Zusammenschluss 2001 wurde (Keller 2004), führte einige 
Experimente zur Repräsentation und Partizipation weiter, initiierte einige neue, breiter ange-
legte Initiativen zur Interessenvertretung (Mirschel 2008) und richtete innerhalb ihrer Fachbe-
reichsstrukturen ein Referat „Freie und Selbstständige“ ein (Ver.di 2018). 

Ver.di organisiert circa 30.000 Selbstständige (Schulze Buschoff 2012). Das serviceorien-
tierte „Beratungsnetzwerk für Selbstständige – mediafon“ vermittelt durch Newsletter, Telefon 
oder E-Mail spezifische, beruflich relevante Informationen zu Honorar-, Sozialversicherungs- 
und Vertragsfragen für alle Selbstständigen im gesamten Organisationsbereich (mediafon.net 
2018). Die interne Umverteilung von Ressourcen zugunsten eines Innovationsfonds, mit dessen 
finanzieller Unterstützung Experimente zu neuen Formen der Organisierung ausprobiert wer-
den sollten, wurde aufgrund der ungünstigen Finanzentwicklung eingestellt. Auch die IG BAU 
versucht die Öffnung für eine Mitgliedschaft Selbstständiger (Schulze Buschoff/Schmidt 2007, 
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Schulten/Schulze Buschoff 2015). Angeboten werden besondere Dienstleistungen für spezifi-
sche Gruppen von Selbstständigen. Nicht-gewerkschaftliche (z. B. berufsständische) Organi-
sationen können jedoch Teile des Interessenspektrums dieser Gruppe abdecken.

Der Umfang dieser Organisierungs- und Repräsentationsversuche bleibt jedoch ebenfalls 
begrenzt (Pernicka 2005a); sie sind nicht sonderlich erfolgreich (zu einigen erfolgreichen Ver-
suchen im internationalen Vergleich: Keizer 2013). Als Fazit gilt auch heute noch das Ergebnis 
einer Studie aus dem Jahr 2009: „While unions are aware that self-employed workers who can 
be considered as ,economically dependent employees‘ are an important group of employees, 
there are only few attempts to represent them. For many unions, organising self-employed 
workers is not a priority and they find it hard to connect to the special needs and world views of 
the diverse groups of self-employed workers without employees. The most advanced represen-
tation by unions is found in the media sector“ (Vogel/Dribbusch 2009: 19, ähnlich: Schulten/
Schulze/Buschoff 2015: 16). 
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5 Interessenvertretung durch Betriebsräte 
(Mikroebene) 

5.1 Aufgaben – und einige empirische Erkenntnisse

Gewerkschaften erheben, wie eingangs skizziert, den umfassenden Anspruch der Vertretung 
der Interessen aller Arbeitnehmer. Demgegenüber vertreten Betriebsräte die Interessen der 
Arbeitnehmer ihres Unternehmens; sie sind „für alle im Betrieb tätigen Personen“ (Par. 75 
BetrVG) zuständig – unabhängig von deren Status oder Mitgliedschaft in Gewerkschaften. Das 
Betriebsverfassungsgesetz (im folgenden BetrVG) formuliert für diese Aufgaben abgestufte 
Partizipationsrechte. Für alle Interaktionen mit dem Management gilt die Maxime der ver-
trauensvollen Zusammenarbeit (Par. 2 BetrVG), die Arbeitskämpfe ausschließt. Die Aufgaben 
der Betriebsräte nehmen infolge von Tendenzen der Dezentralisierung und Verbetrieblichung 
quantitativ wie qualitativ zu. 

Die Aufgaben bestehen zunächst in Monitoring und Kontrolle der Umsetzung und Einhaltung 
aller Vorgaben, vor allem der (tarif-)vertraglichen Vereinbarungen, aber auch der rechtlichen 
Rahmenregelungen für sämtliche Arbeitnehmer ihres Unternehmens. Traditionell betrifft dies 
etwas die Regelungen zur Arbeitssicherheit und zum Gesundheitsschutz, aktuell beispiels-
weise auch zu equal-pay und equal-treatment – einschließlich Arbeitszeiten und Urlaubsan-
spruch –, sowie zum allgemein-gesetzlichen Mindestlohn. 

Die spezifischen Regelungen für atypisch Beschäftigte sind heterogen und aufgrund ihrer 
Geltung für einzelne Gruppen unübersichtlich. Diese Unterschiede erschweren ihre vollstän-
dige Überwachung und Kontrolle (exemplarisch zu Minijobs: Zimmer 2012). Probleme der 
Informationsbeschaffung sowie knappe personelle und zeitliche Ressourcen schränken die 
rechtlichen Optionen faktisch weiter ein.36 „In dieser Zwickmühle betreiben viele Interessen-
vertreter eine Politik der kleinen Schritte, indem sie Übernahmen und Sicherungen einfordern, 
diese aber immer nur begrenzt durchsetzen können“ (Krause/Köhler 2011: 594).

Neben der Wahrnehmung dieser Monitoring- und Kontrollaufgaben sind Betriebsräte zu-
ständig für die Aushandlung sowie spätere Umsetzung von Betriebsvereinbarungen zu spe-
zifischen Problemen und gegebenfalls für einzelne Gruppen auch atypisch Beschäftigter.37 

36 Exemplarisch zur „Ambivalenz“ der Interessenvertretung bei Minijobs im Einzelhandel Voss-Dahm (2006, 2009). Eine explorative Studie 
im Einzelhandel kommt zu dem Ergebnis, dass Betriebsräte häufig nicht auf Einhaltung arbeitsrechtlicher Regeln für geringfügig Be-
schäftigte bestehen, weil sie befürchten, dass dann in der Folge sozialversicherungspflichtige Stellen gestrichen und Filialen geschlos-
sen werden (Benkhoff/Hermer 2008).

37 Die Erfüllung dieser Aufgaben erfordert bestimmte Voraussetzungen: „Workplace arrangements depend on local unions’ capacity to 
strategically complement institutional and organizational power resources so as to protect the working conditions of different groups of 
workers, thereby responding to distinctive management strategies of externalization and outsourcing as well as internal segmentation” 
(Kalleberg 2018: 189). 
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Hierzu gehören unter anderem die bereits erwähnten Branchenzuschläge bei Leiharbeit, die 
Übernahme von Leiharbeitnehmern (und Auszubildenden nach Abschluss ihrer Ausbildung) in 
ein (un-)befristetes Beschäftigungsverhältnis oder die Begrenzung des Umfangs der Leiharbeit 
auf bestimmte Schwellenwerte (zu Beispielen: Hamm 2015). Über die tatsächliche Nutzung 
dieser Option liegen kaum Erkenntnisse vor. Eine Studie ermittelt, dass atypische Beschäfti-
gungsformen vergleichsweise selten Gegenstand von Betriebsvereinbarungen sind, nämlich 
Leih- bzw. Zeitarbeit in knapp 15 Prozent und befristete Arbeitsverhältnisse in ca. 14 Prozent 
der Betriebe (Baumann/Maschke 2016: 228).

Im Gegensatz zu monistischen sind in dualen Systemen der Arbeitsbeziehungen wie dem 
der Bundesrepublik die „collective voice“-Instrumente der Arbeitnehmervertretungen vor allem 
Tarifverträge auf sektoraler sowie Betriebsvereinbarungen auf betrieblicher Ebene.38 Zwischen 
beiden Formen bestehen wichtige Unterschiede: Die Reichweite bzw. der Geltungsbereich von 
Betriebsvereinbarungen sind im Vergleich zu denen von Branchen- bzw. Flächentarifverträgen 
ex definitione begrenzt, sie brauchen die Ergänzung durch vertragliche Vereinbarungen auf 
Branchenebene sowie durch rechtliche Regelungen auf Makroebene. Betriebsräte können 
allerdings die in Flächentarifverträgen häufig vereinbarten Öffnungsklauseln, die infolge der 
anhaltenden Dezentralisierung der Arbeitsbeziehungen zunehmende Bedeutung erlangen, 
zur betrieblichen Gestaltung der Arbeitsbedingungen nutzen. Die Existenz von Tarifverträgen 
erleichtert den Abschluss entsprechender Betriebsvereinbarungen.

Aufgrund der erwähnten Heterogenität (der Interessen) der Gruppe atypischer Beschäftig-
ter, liegen repräsentative Daten über Voraussetzungen und Aktivitäten von Betriebsräten zu 
diesen Beschäftigungsformen kaum vor. Die Untersuchungen erlauben einige tentative Aussa-
gen, ergeben aber kein einheitliches Bild: 

 Die betrieblichen Deckungsraten, also der Anteil der Beschäftigten mit Betriebsrat, sind bei 
Nutzerfirmen von Leiharbeit (ca. 40 Prozent) deutlich höher als bei Nicht-Nutzern (7 Pro-
zent). Dieser Effekt ist aber darauf zurückzuführen, dass die Nutzung von Leiharbeit mit der 
Zahl der Arbeitnehmer in den Nutzerfirmen steigt. Die Mehrzahl der Arbeitnehmer verfügt 
jedoch, wie bereits skizziert, nicht über einen Betriebsrat. Die Wahrscheinlichkeit, dass ein 
Betriebsrat besteht, sinkt mit der Nutzungsintensität der Leiharbeit (Bellmann/Kühl 2008). 
Insgesamt gilt: „Betriebsräte bei den Verleihbetrieben sind eher eine Seltenheit. Auch die 
Kontakte der Betriebsräte in den Entleihbetrieben zu den Leiharbeitnehmern waren lange 
Zeit relativ gering entwickelt“ (Bellmann et al. 2009: 394). Deswegen lässt sich auf Basis von 

38 Andere Formen und Institutionen der Organisierung und Vertretung von Interessen, wie Allianzen mit Nicht-Regierungsorganisationen, 
liegen außerhalb der Reichweite unserer Analyse.
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Fallstudien der „Normalfall: Toleranz und weitgehende Inaktivität des Betriebsrats“ (Prom-
berger 2012b: 228) bei atypischen Beschäftigungsformen identifizieren; der Ausnahmefall 
ist die weitgehende Nutzung von Einflussmöglichkeiten (ebd. 230).39 

Tarifliche Öffnungsklauseln
Zum Verständnis der aktuellen Entwicklung des Tarifvertragssystems sind sogenannte 
Öffnungsklauseln unerlässlich; sie verändern dessen Funktionsweise wesentlich, ohne 
dass Änderungen des formalrechtlichen Rahmens vorgenommen werden. Tarifliche 
Öffnungsklauseln, die seit Mitte der 1980er Jahre erheblich an Bedeutung gewinnen, 
dienen der infolge eingetretener Veränderungen (unter anderem Internationalisierung 
der Kapital- und Produktmärkte, andauernde Massenarbeitslosigkeit, technologische 
Entwicklung, wirtschaftlicher und sozialer Strukturwandel) erfolgten „Flexibilisierung“ 
des Flächen- bzw. Verbandstarifvertrags. Sie erlauben den ergänzenden Abschluss von 
Betriebsvereinbarungen oder abweichenden Regelungen durch den Arbeitsvertrag und 
schränken insofern den geltenden Tarifvorrang ein. Sie können der Konkretisierung 
bzw. Umsetzung tariflicher Rahmenregelungen dienen (etwa zur betrieblichen Gestal-
tung der Arbeitszeiten); weiterhin können sie die Unterschreitung vereinbarter Min-
deststandards (vor allem der Arbeitszeiten und der Entgelte) bei Vorliegen spezifischer 
Voraussetzungen zulassen (etwa bei bestimmten Betriebsgrößen oder in bestimmten 
wirtschaftlichen Situationen). Die Zahl der vereinbarten Öffnungsklauseln hat ebenso 
deutlich zugenommen wie die Häufigkeit ihrer Nutzung. Die Inanspruchnahme der 
Klauseln wird häufig geknüpft an bestimme Gegenleistungen des Arbeitgebers (wie 
Verzicht auf betriebsbedingte Kündigungen, etwa im Rahmen „betrieblicher Bündnisse 
für Arbeit“).
In analytischer Perspektive sind mehrere Varianten zu unterscheiden, deren Folgen 
für die Tarifvertragsparteien unterschiedlich sind. Bei Härte- bzw. Härtefallklauseln 
und Öffnungsklauseln mit Zustimmungsvorbehalt bleiben die Verbände die zentralen 
Akteure, da ihre Zustimmung zur Anwendung im Einzelfall unabdingbar ist. Bei Öff-
nungsklauseln ohne Zustimmungsvorbehalt sowie bei Kleinbetriebsklauseln ist diese 
explizite Zustimmung nicht erforderlich, so dass eine weitergehende Dezentralisierung 
bzw. Verbetrieblichung der Tarifpolitik erfolgen kann.

39 Darüber hinaus sind in der Verleihbranche (Hauptzweckbetriebe), nicht hingegen bei den Entleihunternehmen, Betriebsräte seltener als 
in der übrigen Wirtschaft. Im Kernsegment der Intensivnutzer „dient […] Leiharbeit zur Umgehung der im Einsatzbetrieb üblichen Tarif-
bedingungen sowie zur langfristigen Flexibilitätssicherung, etwa um Standortfragen offen zu halten oder um auf Branchenzyklen flexibel 
reagieren zu können“ (Promberger 2012a: 175).
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 Deutlich ist der Zusammenhang bei anderen Beschäftigungsformen. Sozialversicherungs-
pflichtige Teilzeitarbeit ist häufiger in Unternehmen mit Betriebsrat, während Mini- und Midi-
jobs in diesen Unternehmen seltener vorkommen (Ellguth/Promberger 2007, Pfeifer 2007). 
Falls ein Betriebsrat besteht, nimmt die Wahrscheinlichkeit befristeter Neueinstellungen 
zu, der Anteil der befristeten an allen Beschäftigten ist allerdings deutlich niedriger als in 
Unternehmen ohne Betriebsrat (Düll/Ellguth 1999, Boockmann/Hagen 2003). 

 Weitere Untersuchungen belegen, dass Betriebsräte den Umfang bzw. das Ausmaß von Leih-
arbeit und befristeter Beschäftigung einschränken. Sie begrenzen die Nutzungsintensität, 
verhindern aber den Einsatz dieser Formen nicht (zusammenfassend: Ellguth/Kohaut 2011, 
ähnlich: Düll/Ellguth 1999).40 Sie versuchen, deren Umfang zu begrenzen, da sonst Substitu-
tionsprozesse zwischen Arbeitnehmergruppen stattfinden und Insider-Macht verloren gehen 
würde (Pfeifer 2007).41 Schließlich finden sich atypische Beschäftigungsformen häufiger in 
privaten Dienstleistungs- als in industriellen Branchen. In ersteren sind die Deckungsraten 
erheblich niedriger, was auf deutlichere Defizite der Interessenvertretung schließen lässt.

 Eine andere Untersuchung kommt zu einem ähnlich uneindeutigen Ergebnis: „Interessan-
terweise ist auch die Wahrscheinlichkeit, einen Betriebsrat zu haben, bei Nutzern höher als 
bei Nicht-Nutzern, selbst wenn man den Einfluss der Branche und der Größe der Betriebe 
herausrechnet. Ob dieser Unterschied beispielsweise darauf zurückzuführen ist, dass sich in 
Betrieben mit (einem starken) Betriebsrat Beschäftigungsanpassungen leichter über externe 
Zeitarbeitskräfte als über die Stammbelegschaft durchsetzen lassen, oder ob in Betrieben, 
die Zeitarbeit nutzen, von Arbeitnehmerseite die Einrichtung eines Betriebsrat als besonders 
wichtig erachtet wird, oder ob vielmehr andere Faktoren beides bedingen – den Einsatz von 
Zeitarbeitskräften und die höhere Wahrscheinlichkeit, einen Betriebsrat zu haben –, lässt 
sich auf Basis dieser Ergebnisse und Analysen jedoch nicht beantworten“ (Bachmann et al. 
2012: 40).

Diese nur für einzelne atypische Beschäftigungsformen vorhandenen Erkenntnisse dürfen 
nicht verallgemeinert werden.42 In einem weiteren Analyseschritt wäre notwendig, zwischen der 

40 Spezialauswertungen für Baden-Württemberg ergeben, dass Leiharbeit in Betrieben mit Betriebsrat häufiger vorkommt als in vergleich-
baren Betrieben ohne Betriebsrat. Die Wirkungsrichtung der Kausalität ist nicht eindeutig. In einer deskriptiven Analyse sind auch 
Nutzung von Befristung und Existenz eines Betriebsrats positiv korreliert; allerdings nehmen Nutzung ebenso wie Deckungsrate mit der 
Betriebsgröße zu; der eigenständige Effekt eines Betriebsrats ergibt sich nicht bei einer multivariaten Analyse (Behringer et al. 2011). 

41 Pfeifer (2007) weist auf eine relevante Differenzierung hin. Betriebsräte verringern die Nutzungswahrscheinlichkeit und -intensität, die 
Tarifbindung hingegen erhöht die Nutzungsintensität. Eine mögliche Erklärung lautet, dass bestimmte Entgeltkomponenten an Minijob-
ber faktisch nicht gezahlt werden (ähnlich Bachmann et al. 2012).

42 Ein Problem der empirischen Forschungsprojekte besteht in der nachvollziehbaren Tendenz, dass sie eher aktive Betriebsräte befragen 
als passive – und die Bedeutung der Aktiven tendenziell überschätzen. Bei Befragungen antworten möglicherweise auch Aktive aus 
Gründen sozialer Erwünschtheit (zu Problemen der Antwortverzerrung: Schnell et al. 2013) eher als andere. Außerdem ist bemerkens-
wert, dass die seit den 1990er Jahren häufig angestellten ökonometrischen Untersuchungen über den Einfluss von Betriebsräten auf 
ökonomische Determinanten (wie Investitionen, Profitabilität, Fluktuation, Produkt- und Prozessinnovation) atypische Beschäftigungs-
formen kaum berücksichtigen (für andere: Addison et al. 2004).
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Aushandlung der Regelung und ihrer Anwendung zu unterscheiden. Wie groß diese Differenz 
tatsächlich ist und welches Spektrum der atypischen Beschäftigung sie umfasst, lässt sich auf 
Basis der vorliegenden Studien nicht angeben. 

Eine Studie über Onsite-Werkverträge in der verarbeitenden Industrie und im Einzelhandel 
(Hertwig et al. 2015b, 2016c) identifiziert vier Typen von Betriebsratshandeln:43

 Der Betriebsrat akzeptiert Werkverträge und schließt mit dem Management einen Wettbe-
werbspakt zum Schutz der Stammbelegschaft (Akzeptanz-Kooperation).

 Der Betriebsrat akzeptiert Werkverträge, stellt aber Bedingungen hinsichtlich ihrer Ausge-
staltung sowie der Bezahlung und Behandlung (Akzeptanz-Ausgestaltung).

 Der Betriebsrat lehnt Werkverträge grundsätzlich ab, ist aber hochgradig verunsichert (Ab-
lehnung-Verunsicherung).

 Der Betriebsrat lehnt Werkverträge wegen der ungünstigen Arbeitsbedingungen ab und 
bekämpft sie (Ablehnung-Konfrontation).44

Diese Typologie belegt, dass Reaktionen der Betriebsräte – wie der Gewerkschaften – deut-
liche Unterschiede aufweisen.45 Sie orientieren sich nicht nur an den spezifischen Austausch-
beziehungen des Unternehmens bzw. der Branche, sondern auch an Selbstverständnis und 
subjektiven Präferenzen, die nicht immer und unbedingt den Interessen atypisch Beschäftigter 
entsprechen. Das Beispiel der Leiharbeit verdeutlicht das Dilemma: „Prinzipiell wird diese Be-
schäftigungsform […] abgelehnt, doch praktisch wird Leiharbeit als Bestandteil der Strategie 
des Managements akzeptiert. Das in dieser Perspektive ‚notwendige Übel‘ der Arbeitnehmer-
überlassung hat, sofern nicht extensiv genutzt, eben auch positive Aspekte für die Stamm-
belegschaft, der sich Betriebsräte besonders verpflichtet fühlen“ (Promberger 2007: 134f., 
Doerflinger/Pulignano 2015: 9).46

Die Reaktionen der Betriebsräte sind offensichtlich nicht durch externe Rahmenbedingun-
gen rechtlich-institutioneller Art determiniert. Die Untersuchungen belegen das Bestehen ge-
wisser Handlungsspielräume, die von aktivem Einsatz bis zu faktischer Nicht-Beachtung rei-
chen. Trotzdem gilt: Einerseits sind die Möglichkeiten der Einflussnahme begrenzt durch den 

43 In Bezug auf Leiharbeit entwickelt eine weitere Untersuchung anhand von Fallstudien ebenfalls eine vorläufige Typologie von Betriebs-
ratshandeln (Artus/Roßmeißl 2012, Artus 2014). 

44 Außerdem gilt: „Very often, the subcontracted workers tend to work in workplaces with neither a works council nor collective bargaining 
coverage and that operate flexible working time schemes or frequently make use of overtime“ (Hertwig et al. 2018: 7).

45 Eine andere Studie schlussfolgert: „The study highlights that working conditions are not simply a function of an employment contract 
or the regulatory context, but that works council interventions matter. Intra-sector differences illustrate that works councils use their di-
scretion differently in local negotiations in similar companies“ (Doerflinger/Pulignano 2016: 75). 

46 Eine weitere Studie kommt zu ähnlichen Ergebnissen: „In line with dual labor market theory, the author finds that nontemporary jobs are 
significantly more stable when employers use temporary agency work“ (Hirsch 2016: 1191). 
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Rahmen, den das BetrVG auf der Makroebene zu Informations- und Unterrichtungsrechten 
vorgibt. Andererseits werden die vorhandenen Interventionsmöglichkeiten auf der Mikroebene 
aus unterschiedlichen Gründen aber offensichtlich nicht immer konsequent und vollständig 
genutzt (zu Beispielen: Nienhüser/Bonnes 2009, Artus 2014). Daher besteht das Risiko, zu be-
reits bestehenden Tendenzen sozialer Schließung beizutragen. Eine Studie über Werkverträge 
resümiert: „Rechtliche Einflusschancen haben Betriebsräte nach aktuellem Stand der Gesetz-
gebung bislang nur ,über Umwege‘ – beispielsweise durch Nutzung der Beteiligungsrechte 
bei der betrieblichen Arbeitszeitregelung oder Arbeitssicherheit. Wir konnten feststellen, dass 
einige Betriebsräte sich trotzdem durch geschicktes Verhandeln mit dem Management Betei-
ligungschancen erarbeiten können. Dies gilt allerdings vor allem für hochprofessionalisierte 
Betriebsräte in den Großbetrieben des ohnehin mitbestimmungsstarken Verarbeitenden Ge-
werbes“ (Hertwig et al. 2016a).

Die Grundmuster der Reaktion sind Akzeptanz und Ablehnung mit ihren jeweiligen Ausprä-
gungen (Hertwig et al. 2016c). Die Nutzung der vorhandenen Optionen führt zu zusätzlichen Ar-
beitsbelastungen, die vor allem bei kleinen Gremien die freigestellten Betriebsräte übernehmen 
müssten. Eine Spezialisierung auf die Interessenvertretung einzelner Gruppen ist vor allem bei 
größeren Gremien mit einem hohen Grad interner Arbeitsteilung zu erwarten; sie bestehen eher 
in Produktionssektoren mit hohen Organisationsgraden (wie der Stahl- und Metallindustrie) als 
in jungen Dienstleistungsbranchen mit weniger organisierten Belegschaften und niedrigeren 
betrieblichen Deckungsraten (wie Call Centern oder Wach- und Sicherheitsdiensten). 
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5.2 Exkurs: Das Beispiel Leiharbeit 

Das Problem unzureichender Vertretungswirksamkeit stellt sich in besonderem Maße für Leih-
arbeitnehmer aufgrund des im Vergleich zu anderen ungewöhnlichen Dreiecksverhältnisses 
ihrer Beschäftigungsform (Entleiher, Verleiher, Leiharbeitnehmer). Sie bleiben während ihres 
Arbeitseinsatzes Beschäftigte des Verleihbetriebes (Par. 14, Abs. 1 AÜG), dessen Betriebsrat für 
sie zuständig ist, die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben überwacht (Par. 80 BetrVG) sowie 
über Mitbestimmungsrechte verfügt (Par. 99 BetrVG). Abgrenzungs- bzw. Abstimmungspro-
bleme mit dem Betriebsrat des Entleihunternehmens können unter anderem bei Fragen der 
Arbeitsordnung und Arbeitszeit auftreten.

Die Folgen sind „Mitbestimmungsdesiderate sowohl beim Verleih- als auch beim Entleihun-
ternehmen“ (Brinkmann/Nachtwey 2014: 86). Eine eindeutige Abgrenzung, welcher Betriebs-
rat in arbeitsteilig-kooperativen Verzahnungen welche spezifischen Interessen vertreten soll, 
gestaltet sich in der Praxis schwierig (Wassermann/Rudolph 2007a, 2007b). Der Betriebsrat 
des Verleihunternehmens steht nicht in ständigem Kontakt mit den beim Entleiher tätigen 
Leiharbeitnehmern. Der Betriebsrat des Entleihunternehmens, das alle einsatzbezogenen 
Organisationsentscheidungen zur Arbeitsausführung trifft, wird mit zusätzlichen komplexen 
Anforderungen konfrontiert. Er sieht sich häufig in stärkerem Maße zuständig für die Ver-
tretung der Interessen anderer, nämlich der Stammarbeitnehmer (Aust/Holst 2006). Zudem 
verhindern die häufig kurzen Einsatzzeiten im Entleihunternehmen eine wirksame Vertretung, 
eine strategische Nutzung im Sinne längerer Einsatzzeiten kommt vergleichsweise selten vor. 
Zusammenfassend gilt, „dass sich im besten Fall in der Praxis eine spezifische Arbeitsteilung 
eingespielt hat [. …] Die Normalität ist eher ein situatives Flickwerk an Kompetenzübernahmen 
und -übertragungen einerseits und ungeklärten Zuständigkeiten andererseits“ (Brinkmann/
Nachtwey 2014: 88). Schließlich ist die notwendige Voraussetzung der Interessenvertretung, 
nämlich die Existenz eines Betriebsrats, vor allem im Verleihunternehmen häufig nicht gege-
ben, von „doppelter“ Mitbestimmung auf betrieblicher und überbetrieblicher Ebene, also durch 
einen Betriebsrat sowie durch eine Vertretung im Aufsichtsrat, ganz zu schweigen. 

Die Novellierung des BetrVG im Jahr 2001 führte einige zusätzliche Wahl- und Vertretungs-
rechte ein (Wolters 2008, Ellguth/Kohaut 2010). Leiharbeitnehmer, die länger als drei Monate 
im Entleihunternehmen tätig sind, sind bei Wahlen zum Betriebsrat wahlberechtigt, „doch in 
der Praxis findet sich diese offensive Einbeziehung von Leiharbeitern in die betriebliche Mitbe-
stimmung nur in Einzelfällen“ (Promberger 2009: 193). Beim Verleihunternehmen besteht keine 
Einschränkung des Wahlrechts; seit der Novellierung des BetrVG verfügen Leiharbeitnehmer 
über das aktive Wahlrecht. Zur Gründung eines Betriebsrats „kommt es in der Verleihbranche 
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Welche spezifischen Regelungen können Betriebsräte initiieren bzw. durchsetzen? Bei Leih-
arbeit verfügen sie über die Option, auf Einhaltung von equal pay- (von Anfang an oder nach 
einer bestimmten Beschäftigungsdauer) bzw. von equal treatment-Bedingungen (einschl. der 
Zahlung von Zulagen und Sozialleistungen) „aller im Betrieb tätigen Personen“ (Par. 75 BetrVG) 
zu bestehen. Die skizzierten branchenspezifischen Regelungen belegen, dass diese Option 
tatsächlich genutzt werden kann. Weiterhin können Betriebsräte Regeln für die Übernahme in 
NAV im Entleihunternehmen vereinbaren, etwa ab einer bestimmten Beschäftigungsdauer oder 
bei frei werdenden Stellen. Außerdem ist bei Leiharbeit und Befristung eine Begrenzung ihrer 
Zahl bzw. ihres Anteils an allen Beschäftigten (sog. Quotenregelung) oder eine Begrenzung der 
Dauer von Leiharbeitseinsätzen ebenso möglich wie die Übernahme aller Auszubildenden nach 
Abschluss ihrer Ausbildung in NAV anstelle von Teilzeit- und/oder befristeter Beschäftigung. 
Schließlich könnte in Krisensituationen eine Berücksichtigung im Rahmen von Interessenaus-

Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichtes zu Leiharbeit und Mitbestimmung
Zwei 2013 getroffene BAG-Entscheidungen sind für die Thematik relevant. Bei der Be-
rechnung der Größe des Betriebsrats im Entleihunternehmen sind die Leiharbeitneh-
mer einzubeziehen (sog. passives Wahlrecht). Vorher waren sie ausgeschlossen, weil 
sie keine ständig wahlberechtigten Arbeitnehmer (im Sinne von Par. 1 BetrVG) sind. 
Die Chancen der Vertretung verbessern sich dadurch tendenziell, da der Betriebsrat mit 
zunehmender Größe über mehr Ressourcen verfügt – das sogenannte Mandats- bzw. 
Freistellungsrisiko, also die Möglichkeit aufgrund der Tätigkeit als Betriebsrat vom Ar-
beitgeber unter Druck gesetzt zu werden, wird reduziert (Brinkmann/Nachtwey 2014). 
Auch die Wahlverfahren für die Mitbestimmung im Aufsichtsrat müssen Leiharbeitneh-
mer wie Stammbeschäftigte behandeln. 
Der Betriebsrat des Entleihbetriebs kann seine Zustimmung zum Einsatz von Leihar-
beitnehmern verweigern, wenn sie nicht nur vorübergehend, etwa zur Abdeckung von 
Auftragsspitzen oder bei unerwarteter Krankheit von Stammarbeitnehmern, sondern 
auf Dauer eingesetzt werden sollen. Durch dieses Recht verfügt der Betriebsrat in 
bestimmten Überlassungsfällen über Optionen, um „die dauerhafte Aufspaltung der 
Belegschaft des Entleihbetriebs in eine Stammbelegschaft und eine entliehene Beleg-
schaft zu verhindern“ (BAG-Urteil vom 10.07.2013). Für Unternehmen wird Leiharbeit 
unattraktiver – was jedoch, wie erwähnt, zu Ausweichreaktionen (etwa zu mehr Werk-
verträgen) führen kann.

weit seltener als in gleich großen Betrieben der übrigen Wirtschaft“ (Promberger 2009: 194). 
Formale Rechte werden also faktisch nur unzureichend genutzt (Rudolph/Wassermann 2006).
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Derartige Forderungen können die Grenzen der Mitbestimmungsrechte bei personellen Ein-
zelmaßnahmen überschreiten (vor allem Par. 99 BetrVG) bzw. das unilaterale Direktionsrecht 
des Managements bei personalpolitischen Entscheidungen einschränken. Sie stoßen bei der 
Durchsetzung auf Schwierigkeiten gegen widerstreitende Ziele der (Personal-)Kostensenkung 
und (bei dieser Form externer) „Flexibilisierung“ der Beschäftigungsbedingungen. Eine Studie 
über Entscheidungsprozesse weist auch auf die betriebspolitischen Effekte von Zeitarbeit hin: 
„For example, in a firm with a strong – and from the viewpoint of the firm’s management – un-
cooperative works council or union, the employer could use long-term TAW (temporary agency 
work, B.K.) to reduce the size of the workforce and thereby decrease the size of workers’ repre-
sentations. Moreover, the employer may intend to diminish the influence of works councils or 
unions by exerting more pressure in compensation issues and using outsiders to curb insiders’ 
demands and claims concerning wages and working conditions“ (Alewell/Hauff 2012: 3132).

Praxisbeispiel: Volkswagen
Eine umfangreiche Regelung besteht seit 2013 bei Volkswagen. Die „Charta der Zeit-
arbeit im Volkswagen Konzern“ begrenzt den Anteil der Leiharbeiter auf fünf Prozent. 
Diese Grenzen sind enger als bei anderen Unternehmen (wie Daimler oder BMW) und 
gelten für alle Fertigungsstätten im In- und Ausland.

gleich und Sozialplanregelungen erfolgen (zu Beispielen: Zumbeck 2005, Nienhüser/Bonnes 
2009). 
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6 Fazit und Ausblick

6.1 Fazit
Gewerkschaften nehmen Einfluss – wie andere Institutionen, unter anderem Arbeits- und So-
zialgesetzgebung sowie Systeme beruflicher Bildung, und andere Akteure des Arbeitsmarktes, 
vor allem Arbeitgeber und Management, auch. Sie können durch ihre Politiken zur Segmentati-
on in Kern- und Randbelegschaften bzw. zum Erhalt oder sogar zur Stabilisierung betriebsinter-
ner und -externer Arbeitsmärkte mit vergleichsweise stabilen bzw. instabilen Beschäftigungs-
bedingungen beitragen, darüber hinaus beeinflussen sie das Ausmaß sozialer Ungleichheit. 

Unsere Analyse macht deutlich, dass die Interessenvertretung sowohl auf Betriebs- als 
auch auf Branchenebene schwieriger wird als dies in Zeiten der Dominanz des vergleichsweise 
homogen-standardisierten NAV der Fall war. Wie gezeigt, liegt dies zum einen daran, dass die 
Heterogenität spezifischer Interessen nicht nur zwischen, sondern auch innerhalb einzelner 
Beschäftigtengruppen infolge der in den vergangenen Jahrzehnten zunehmenden Verbreitung 
atypischer Beschäftigungsformen steigt.47 Außerdem sind atypische Beschäftigungsverhält-
nisse besonders in Bereichen mit niedrigen betrieblichen sowie überbetrieblichen Deckungs-
raten anzutreffen und damit dem Einfluss der Interessenvertretungen weitgehend entzogen. 

Die zitierten Arbeiten belegen unter anderem durch historische und internationale Verglei-
che, dass recht unterschiedliche Reaktionen von Betriebsräten und Gewerkschaften möglich 
sind und sich in Bezug auf die atypischen Formen deutlich unterscheiden. Es konnte gezeigt 
werden, dass die Vermutung nicht zutrifft, die Interessenvertretungen hätten keinerlei Einfluss 
auf Entwicklung, Umfang, Struktur sowie individuelle Arbeits- und Entgeltbedingungen aty-
pisch Beschäftigter. Allerdings sind die intendierten und nicht-intendierten Folgen der Inter-
vention auf überbetrieblicher und betrieblicher Ebene unterschiedlich; auch ihr Umfang variiert 
offensichtlich sowohl innerhalb als auch zwischen Interessenvertretungen.

Unsere Ausgangsfrage nach dem Einfluss der Interessenvertretungen lässt sich auf Basis 
der zitierten empirischen Untersuchungen wie folgt beantworten: Die gewerkschaftlichen und 
betrieblichen Interessenvertretungen haben den in den vergangenen Jahrzehnten eingetre-
tenen deutlichen Wandel der Beschäftigungsformen nicht initiiert, müssen aber mit seinen 
erheblichen Folgen umgehen, die weit über den Arbeitsmarkt hinaus bis zur Zunahme sozialer 
Ungleichheit reichen (für Deutschland: Baron/Hill 2018, international vergleichend: Kalleberg 
2011,  2018). Dabei sind sie den vor allem von Management und Arbeitgebern initiierten Folgen 

47 Die Frage der zukünftigen Entwicklung atypischer Formen lässt sich naturgemäß auf empirischer Basis nicht beantworten. Funktionale 
Erfordernisse der Betriebe können auf die Existenz bestimmter „Sättigungsgrenzen“ hinweisen.
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von Flexibilisierung in Form zunehmender Segmentation, hinsichtlich ihrer theo retischen und 
rechtlichen Möglichkeiten nicht hilf- und machtlos ausgeliefert. Allerdings ist eine notwendige 
Voraussetzung, dass sie zur Verfügung stehende Maßnahmen auch ergreifen – was empirisch 
eher selten der Fall ist. Zudem kommt es auch bei identischen rechtlich-institutionellen Vor-
aussetzungen zu erheblichen Unterschieden in den Reaktionen. 

Konkret bezogen auf die beiden Ebenen der Interessenvertretung im dualen System der 
Arbeitsbeziehungen lässt sich festhalten:

 Gewerkschaften können vor allem die individuellen Arbeitsbedingungen, und hier insbe-
sondere die Entgeltbedingungen atypisch Beschäftigter beeinflussen, indem sie, wie in 
den vergangenen Jahren mehrfach geschehen, Tarifverträge über Branchenmindestlöhne 
bzw. -zuschläge abschließen. Sie können innerhalb gewisser Grenzen sogar den Umfang 
bestimmter atypischer Beschäftigungsformen beeinflussen, indem sie Höchstgrenzen bzw. 
Quoten vereinbaren, etwa zu Leiharbeit oder Befristung. Jenseits tarifpolitischer Optionen 
können sie über ihren Dachverband politische Kampagnen, wie für die Einführung des 
allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns, initiieren und dementsprechend Einfluss ausüben.

 Betriebsräte können für atypisch Beschäftigte wie für Arbeitnehmer in NAV die Einhaltung 
gesetzlicher Vorschriften und tariflicher Vereinbarungen kontrollieren (etwa zum Arbeits- 
und Gesundheitsschutz, oder zu Arbeitszeiten hinsichtlich Lage und Dauer, oder zur Rechts-
konformität von Werkverträgen). Weiterhin sind sie in der Lage, wenn sie die notwendigen 
Ressourcen mobilisieren, Betriebsvereinbarungen zu schließen, die den Status von Leih-
arbeitnehmern im Entleihunternehmen verbessern. Darüber hinaus können sie ebenfalls 
Vereinbarungen zu Schwellenwerten treffen. Die Strukturen der betrieblichen Arbeitsmärkte 
werden ebenfalls von Betriebsräten mitgestaltet, wenn diese Vereinbarungen zur Übernah-
me von Auszubildenden oder befristet Beschäftigter abschließen oder von ihrem Recht der 
Zustimmungsverweigerung bei länger dauernder Leiharbeit Gebrauch machen. Einschrän-
kungen atypischer Formen, vor allem bei Befristungen und Leiharbeit, sind für sie dabei eher 
durchzusetzen als vollständige Rücknahmen. 

Mehrere Merkmale der Stammarbeitnehmer (im Vergleich zu befristet Beschäftigten, Leih-
arbeitnehmern und Werkvertragsnehmern) tragen dazu bei, dass Betriebsräte eher deren 
Interessen vertreten. Betriebsräte wollen in der Regel wiedergewählt werden; sie orientieren 
ihr Wählerkalkül daher an den Präferenzen dominanter Gruppen, nämlich den Medianwählern, 
die als Stammarbeitnehmer sowohl eine höhere Beschäftigungsstabilität als auch eine höhere 
Wahlbeteiligung als atypisch Beschäftigte aufweisen. In dieser Sichtweise sollten Betriebsräte 
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sich strategisch so verhalten, wie sie es häufig tun, wenn sie ihre Wiederwahlchancen nicht 
gefährden wollen.

Eine weitergehende Zusammenfassung der auf Basis empirischer Evidenz angestellten 
Überlegungen fällt schwer, will man nicht, je nach individuellen Präferenzen, in „union bas-
hing“ und/oder Larmoyanz verfallen: 

 Eine eher „gewerkschaftsfreundliche“ Interpretation lautet, dass die Arbeitnehmervertre-
tungen – im Gegensatz zu früheren Zeiten – aktuell versuchen, die weitere Zunahme aty-
pischer Beschäftigungsverhältnisse und die mit diesen verbundenen Prekaritätsrisiken zu 
verhindern oder zumindest zu begrenzen. Unbeantwortet bleiben muss die Frage, ob frühere 
Interventionen – in Zeiten mit geringerer Verbreitung dieser Formen – nicht eher Aussicht auf 
Erfolg gehabt hätten, etwa bei Leiharbeit vor ihrer Deregulierung durch die Hartz-Gesetze. 
Möglicherweise wurde ein günstiges „window of opportunity“ verpasst. Heutzutage ist es 
für die Gewerkschaften rechtlich und faktisch schwierig, die Zunahme atypischer Beschäfti-
gungsformen insgesamt aufzuhalten, geschweige denn einzelne Formen ganz zu verhindern. 

 Die entgegengesetzte Interpretation der empirischen Befunde spitzt das bereits erwähnte 
Insider-/Outsider-Paradigma (Lindbeck/Snower 1988, 2001) zu: Gewerkschaften vertreten 
nach wie vor vorrangig die Interessen der „Insider“. Die atypisch Beschäftigten gehören in 
ihrer überwiegenden Mehrzahl zu den „Outsidern“ bzw. allenfalls, vor allem als befristet 
Beschäftigte, zu den „Entrants“ und werden deswegen nicht gehört. Die Interessenpolitiken 
hinsichtlich atypisch Beschäftigter wirken als Folge unterschiedlich, das heißt häufig selek-
tiv zugunsten bestimmter Gruppen (aktuell am ehesten der Leih- und Werkvertragsnehmer), 
unter Vernachlässigung anderer. Eine gesicherte, dauerhafte Interessenvertretung findet 
nicht statt.

Atypisch Beschäftigte sind wegen ihrer beschriebenen unzureichenden Integration und 
Repräsentation nicht nur bei der überbetrieblichen, sondern auch bei der betrieblichen Inter-
essenvertretung im Vergleich zu Arbeitnehmern in NAV benachteiligt.  Auch Betriebsräte orien-
tieren ihre Politik häufig an den Interessen der Stammbelegschaft an Erhalt und Stabilisierung 
ihrer NAV und nicht an den Belangen der Randbelegschaft, vor allem der atypisch Beschäftig-
ten. Sie werden kaum durch (gewerkschafts-)externe Einflussnahme zu einer Änderung ihrer 
Präferenzen veranlasst.
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6.2 Ausblick

Der Schritt von der explikativen zur normativen Betrachtungsebene (im Sinne von Hand-
lungs- und Politikempfehlungen) ist nicht zwingend, aber naheliegend: Die aufgezeigten De-
fizite führen zu der Frage, wie die Institutionen gestaltet sein und welche Maßnahmen die 
korporativen Akteure ergreifen sollten, um dem Ziel einer Gleichbehandlung aller Arbeitneh-
mer – und nicht einer unrealistischen Rückkehr zum traditionellen NAV – näher zu kommen. Die 
Aufgaben nehmen infolge des Wandels der Beschäftigungsformen sowohl quantitativ als auch 
qualitativ zu, ohne dass sich die gesetzlichen Rahmenbedingungen ihres Handelns wesentlich 
verändern. Wegen der Heterogenität der atypischen Formen beziehen sich einige der bereits ge-
nannten Vorschläge auf sämtliche, andere auf einzelne Formen (vgl. im Einzelnen: Keller 2018). 
Adressaten sind die Interessenvertretungen selbst sowie die Arbeitgeber und der Gesetzgeber.

Eine notwendige Voraussetzung zur Umsetzung der Vorschläge ist bei allen hauptamt-
lichen Interessenvertretern, vor allem bei Betriebsräten, die Aufgeschlossenheit gegenüber 
den spezifischen Belangen der betroffenen Gruppen atypischer Beschäftigter, die derzeit nicht 
in jedem Fall gegeben ist. Die Sensibilisierung müsste vor allem extern erfolgen, etwa durch 
Aufklärung und Informationsvermittlung der Betriebsräte in Broschüren und Schulungen sowie 
durch organisationsinterne und -externe Kampagnen seitens der zuständigen Gewerkschaften. 
Eine Koordination dieser Aktivitäten von Betriebsräten durch Gewerkschaften findet derzeit 
kaum statt, notwendige Unterstützungsleistungen erfolgen nur selten.

In der defensiv ausgerichteten Strategie einer Konzentration auf das „Kerngeschäft“ – nicht 
nur in gewerkschaftlichen Hochburgen – kann die Zukunft der Interessenvertretung nicht be-
stehen. In Anbetracht der weiterhin schrumpfenden „Kerne“ sowie der langfristigen Zunahme 
atypischer Beschäftigungsformen werden – abgesehen vom eigenen Anspruch – die spezifi-
schen Belange der inzwischen fast 40 Prozent abhängig Beschäftigten aus Eigeninteresse der 
Gewerkschaften stärkere Beachtung finden müssen. Das eingangs skizzierte Dilemma inklusi-
ver versus exklusiver Solidarität ist in Anbetracht der Veränderungen der Beschäftigungsformen 
(längst noch) nicht entschieden (zu Beispielen: Doellgast et al. 2018). Interne Organisations-, 
Forderungs- sowie Rekrutierungsstrukturen und der Anspruch der Gewerkschaften werden sich 
verändern müssen (ähnlich für Großbritannien Heery 2009). 

Die deutlichen Lücken zwischen Anspruch und Wirklichkeit der Interessenvertretung auf 
betrieblicher Ebene lassen sich durch Theorien unterschiedlicher Provenienz und Reichweite 
erklären, aber in der Praxis kaum schließen. Die Handlungsoptionen verbessern würde eine 
Änderung der rechtlichen Rahmenbedingungen der Betriebsratsarbeit nicht nur im Sinne einer 
geplanten „Präzisierung“, sondern einer qualitativen Erweiterung der Informations- und Unter-
richtungsrechte (Par. 80, 92 BetrVG) zu mehr Mitbestimmungsrechten beim Einsatz atypischer 
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Formen – vor allem bei Leiharbeit, unter anderem in Bezug auf Gegenstand, Laufzeit und Um-
fang (Nienhüser 2014a). 

Die Forderung nach der Ausweitung von Rechten, die sich auch auf Personalplanung und 
-auswahl (vor allem bei Leiharbeit und Werkverträgen) durch Änderung des BetrVG (Par. 92) 
bezieht, wäre ebenfalls sinnvoll, findet auf absehbare Zeit allerdings keine politische Mehrheit. 
Auch die Durchsetzung von weiter gehenden, verpflichtenden Rechten des Betriebsrats über 
tarifvertragliche Vereinbarungen (etwa zur zeitlichen und sachlichen Begrenzung von Leihar-
beit) dürfte sich schwierig gestalten. 

Selbst bei Durchsetzung dieser Forderungen bliebe das quantitativ erhebliche Problem 
betriebsratsloser Betriebe ungelöst, in denen Forderungen wie Ausweitung der Informati-
onsrechte des Betriebsrats ins Leere laufen. Wie werden die Interessen der Beschäftigten in 
diesen Unternehmen vertreten? Finden die in Kollektivverträgen getroffenen Regelungen, falls 
sie in Anbetracht der genannten Deckungsraten überhaupt bestehen, auf informeller Basis 
Anwendung, ähnlich wie dies gelegentlich bei NAV der Fall ist (Artus et al. 2006)? Der Anteil 
der atypischen an allen Beschäftigten ist größer, unter anderem weil es keine Interessenver-
tretung gibt, die intervenieren und die exzessive Nutzung bzw. einseitige Regelungsgewalt des 
Managements begrenzen könnte.  

Eine grundlegende Alternative zur derzeitigen Situation in diesen Betrieben lässt sich nur po-
litisch realisieren. Sie besteht in einer Änderung des rechtlichen Rahmens – von der Freiwilligkeit 
der Einrichtung einer Interessenvertretung zum Einrichtungszwang bei Erfüllung der gesetzlich 
definierten Voraussetzungen (Nienhüser 2014a, 2014b). Von der obligatorischen Einrichtung, 
wie sie im öffentlichen Dienst sowie bei der Unternehmensmitbestimmung besteht, würden aty-
pische Beschäftigte häufiger profitieren als Arbeitnehmer in NAV. Diese Änderung müsste den 
Widerstand der Arbeitgeber überwinden und erfordert eine parlamentarische Mehrheit, die – 
ähnlich wie lange bei der Forderung nach dem gesetzlichen Mindestlohn – zurzeit nicht gegeben 
ist. Dennoch bleibt extern-institutionelle Unterstützung bei der Problembewältigung notwendig.

Die zentrale, schwierig zu bewältigende Aufgabe besteht zunächst in der Gründung ei-
nes Betriebsrats bzw. im Aufbau von Vertretungsstrukturen durch die atypisch Beschäftigten 
selbst mit dem Ziel, erstmals einen Tarifvertrag abzuschließen. Hierzu bedarf es vor allem der 
Unterstützung durch die Branchengewerkschaft (u. a. durch die Aufklärung über Rechte sowie 
Schulungen zur Tarifarbeit) sowie der Stammarbeitnehmer des Unternehmens. Die Lösung die-
ses Problems gelingt nur langfristig und nur in einer begrenzten Anzahl von Betrieben, wie die 
Erfahrungen nicht nur aus privaten Dienstleistungsbranchen (wie Einzelhandel oder Wach- und 
Sicherheitsbranche) zeigen. Voraussetzungen sind unter den gegebenen Rahmenbedingungen 
der Einsatz umfangreicher Ressourcen, die Erhöhung der geringen Konfliktbereitschaft der Be-
troffenen und die Überwindung des (mehr oder weniger heftigen) Widerstands der Arbeitgeber. 
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tionsveranstaltungen (z. B. im 
Herbst die OBS-Jahrestagungen), 
organisiert Konferenzen, lobt 
jährlich den „Brenner-Preis für 
kritischen Journalismus“ aus, 
fördert wissenschaftliche Unter-
suchungen zu sozialen, arbeits-
markt- und gesellschaftspoliti-
schen Themen, vergibt Kurzstudi-
en und legt aktuelle Analysen vor. 

... informiert regelmäßig mit ei-
nem Newsletter über Projekte, 
Publikationen, Termine und Ver-
anstaltungen.

... veröffentlicht die Ergebnisse 
ihrer Forschungsförderung in der 
Reihe „OBS-Arbeitshefte“ oder 
als Arbeitspapiere (nur online). 
Die Arbeitshefte werden, wie auch 
alle anderen Publikationen der 
OBS, kostenlos abgegeben. Über 
die Homepage der Stiftung kön-
nen sie auch elektronisch bestellt 
werden. Vergriffene Hefte halten 
wir als PDF zum Download bereit. 

... freut sich über jede ideelle Un-
terstützung ihrer Arbeit. Aber wir 
sind auch sehr dankbar, wenn die 
Arbeit der OBS materiell gefördert 
wird. 

... ist zuletzt durch Bescheid des 
Finanzamtes Frankfurt am Main V  
(-Höchst) vom 29. Mai 2018 als 
ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützig anerkannt worden. 
Aufgrund der Gemeinnützigkeit 
der Otto Brenner Stiftung sind 
Spenden steuerlich absetzbar 
bzw. begünstigt. 

Die Otto Brenner Stiftung … 



OBS-Arbeitspapier 32

www.otto-brenner-stiftung.de  

Unsichere Arbeit – unsichere Mitbestimmung?

Die Interessenvertretung atypisch Beschäftigte




